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AMTLICHER TEIL

Amtliche Bekanntmachung

Satzung 
Eigenbetrieb Tierpark 

der Stadt Cottbus

Auf der Grundlage der §§ 3, 93 Abs. 1, 141 der Kommu-
nalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 2007 
(GVBl I/07 Nr. 19 S. 286) in der jeweils geltenden Fas-
sung in Verbindung mit der Gemeindeordnung für das Land 
Brandenburg (Gemeindeordnung – GO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. II 
S. 154) in der jeweils gültigen Fassung und § 3 der Verord-
nung über die Eigenbetriebe der Gemeinden (EigV) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. März 1995 (GVBl 
II S. 314) in der jeweils geltenden Fassung hat die Stadt-
verordnetenversammlung in ihrer Tagung am 26.11.2008 
folgende Satzung beschlossen:

- Soweit in dieser Satzung Funktionen mit einem ge-
schlechtsspezifi schen Begriff beschrieben werden, gilt 
die jeweilige Bestimmung auch für das jeweils andere 
Geschlecht gleichermaßen, soweit sich aus der Natur der 
Sache nicht etwas anderes ergibt.-

 § 1 Rechtsstellung/Name

(1)   Der Tierpark der Stadt Cottbus wird als organisatorisch, 
verwaltungsmäßig und wirtschaftlich selbständiger Ei-
genbetrieb ohne eigene Rechtspersönlichkeit entspre-
chend den gesetzlichen Vorschriften, insbesondere der 
Eigenbetriebsverordnung und den Bestimmungen die-
ser Satzung, geführt. 

(2)   Der Eigenbetrieb trägt den Namen „Tierpark Cott-
bus“.

 § 2 Gegenstand des Eigenbetriebes

(1)   Gegenstand des Eigenbetriebes ist der Betrieb und 

die Fortentwicklung eines wissenschaftlich geleiteten 
Tiergartens als Stätte der Bildung, des Natur- und Ar-
tenschutzes, der Erholung sowie der Forschung. Hierzu 
bringt der Tierpark Cottbus Wild- und Haustiere zur 
Ausstellung.

(2)   Der Tierpark Cottbus erfüllt zum o. g. Zweck folgende 
Aufgaben

 -  Unterhalt und Pfl ege einer der Erholung dienenden 
Parkanlage einschließlich erholungsorientierten Ein-
richtungen wie Spielplätzen

 -  Vermittlung von naturkundlichem Wissen und We-
cken von Verständnis für Belange des Natur- und 
Artenschutzes

 -  Durchführung zoopädagogischer Angebote
 -  Haltung und Zucht von Tieren nach aktuellem Stand 

der Wissenschaft, Unterstützung von Erhaltungs-
zuchtprogrammen insbesondere bedrohter Wildtierar-
ten und Haustierrassen einschließlich der Beteiligung 
an nationalen und internationalen Zuchtprogrammen

 -  Beteiligung an veterinärmedizinischen und zoo-
logischen Forschungen, auch in Verbindung mit Frei-
landforschung und in Kooperation mit Universitäten 
und anderen Einrichtungen

(3)  Hierzu gehört im Rahmen der Gesetze auch die Einrich-
tung und Unterhaltung von Neben- und Hilfsbetrieben, 
wenn diese wirtschaftlich mit dem Eigenbetrieb zusam-
menhängen und der optimalen Aufgabenerfüllung des 
Eigenbetriebes dienen. 

  § 3 Stammkapital

Das Stammkapital des Eigenbetriebes wird in Höhe von 
25.000 € festgesetzt.

§ 4 Gemeinnützigkeit

 (1)  Der Eigenbetrieb „Tierpark Cottbus“ verfolgt aus-
schließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung. Der Eigenbetrieb ist selbstlos tätig 
und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

(2)   Mittel des Eigenbetriebes dürfen nur für die satzungs-
gemäßen Zwecke verwendet werden. 

(3)   Es darf keine Person oder die Stadt Cottbus durch Aus-
gaben, die dem Zweck des Eigenbetriebes fremd sind
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen, be-
günstigt werden. 

(4)  Bei Aufl ösung oder Aufhebung des Eigenbetriebes
oder dem Wegfall des bisherigen Zweckes darf das 
Vermögen des Eigenbetriebes nur für steuerbegünstigte 
Zwecke gemäß der Abgabeordnung verwendet werden. 
Diese Voraussetzung ist auch erfüllt, wenn das Vermö-
gen einer anderen steuerbegünstigten Körperschaft des
öffentlichen Rechts für steuerbegünstigte Zwecke ge-
mäß der Abgabenordnung übertragen werden soll.

§ 5 Zuständige Organe

Für die entsprechenden Angelegenheiten des Eigenbe-
triebes sind folgende Organe zuständig: 
1. Stadtverordnetenversammlung
2. Werksausschuss
3. Werkleitung 

§ 6 Leitung des Eigenbetriebes

(1)   Zur Leitung des Eigenbetriebes wird ein Werkleiter be-
stellt. 

(2)  Der Werkleiter leitet den Eigenbetrieb selbständig und
entscheidet in allen Angelegenheiten des Eigenbe-
triebes, soweit diese nicht durch die „Kommunalver-
fassung“, Eigenbetriebsverordnung oder diese Satzung
den anderen Organen des Eigenbetriebes vorbehalten
sind.
Der Werkleiter trägt die Verantwortung für die wirt-
schaftliche Führung des Eigenbetriebes nach kauf-
männischen Grundsätzen und für die laufende Be-
triebsführung. Dazu gehören alle im täglichen Betrieb
regelmäßig wiederkehrenden Maßnahmen, die zur
Aufrechterhaltung des Betriebes notwendig sind,
insbesondere der Einsatz des Personals, Anordnung
der notwendigen Leistungen, Beschaffung von Roh-,
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Hilfs- und Betriebsstoffen sowie Investitionsgütern des 
laufenden Bedarfs, Abschluss von Werksverträgen. 
Die Erteilung von Aufträgen für Lieferungen und Leis-
tungen hat nach den Bestimmungen der VOB/VOL zu 
erfolgen. 

(3)   Der Werkleiter bereitet die Beschlussvorlagen des 
Werksausschusses und der Stadtverordnetenversamm-
lung vor und ist für die Ausführung der Beschlüsse 
verantwortlich. Der Werkleiter vollzieht die Entschei-
dungen des Oberbürgermeisters und des Werksaus-
schusses in Angelegenheiten, die den Eigenbetrieb 
betreffen. 

(4)   Der Werkleiter ist Vorgesetzter aller Beschäftigten des 
Eigenbetriebes. In dieser Funktion ist der Werkleiter 
zur Steuerung der innerbetrieblichen Organisation be-
fugt, den Beschäftigten des Eigenbetriebes fachliche 
Weisungen zu erteilen.

(5)  Der Werkleiter wird im Auftrag des Oberbürgermeis-
ters in personalrechtlichen Angelegenheiten tätig. (§ 3 
Abs. 3 EigV i. V. m. § 62 Abs. 4 BbgKVerf und § 17 
Hauptsatzung Cottbus)

(6)  Der Werkleiter hat den Oberbürgermeister und den 
Werksausschuss laufend über alle wichtigen Angele-
genheiten des Eigenbetriebes zu unterrichten und auf 
Verlangen Auskünfte zu erteilen. Der Werkleiter hat 
ferner alle Maßnahmen mitzuteilen, die sich auf die 
Finanzwirtschaft der Stadt Cottbus, insbesondere eine 
Veränderung der bewilligten Zuschüsse, auswirken. 
Der Werkleiter hat dem Oberbürgermeister und dem 
Werksausschuss den Entwurf des Wirtschaftsplanes 
vorzulegen. Der Oberbürgermeister und der Werks-
ausschuss erhalten vierteljährlich einen schriftlichen 
Zwischenbericht über die Entwicklung der Erträge 
und Aufwendungen sowie über die Abwicklung des 
Vermögensplanes. Wesentliche Abweichungen sind 
schriftlich zu begründen.

(7)  Auf Vorschlag des Werkleiters bestimmt der Werks-
ausschuss einen Beschäftigten des Eigenbetriebes für 
den Abwesenheitsfall des Werkleiters zu dessen Ver-
tretung.

§ 7 Vertretung des Eigenbetriebes

(1)   Der Werkleiter ist befugt im Rahmen der ihm durch 
die gesetzlichen Vorschriften und diese Satzung zuge-
billigten Vertretungsbefugnisse Verpfl ichtungserklä-
rungen abzugeben. Soll der Werkleiter darüber hinaus 
in Einzelfällen Erklärungen abgeben dürfen, ist eine 
Vollmacht nach § 57 Abs. 4 BbgKVerf zu erteilen. 
Verpfl ichtungserklärungen in Personalangelegenheiten 
gibt der Werkleiter lediglich im Auftrag des Oberbür-
germeisters ab. 

(2)   Die Vertretungsberechtigten und die Beauftragten so-
wie der Umfang der Vertretungsbefugnis werden durch 
den Werkleiter ortsüblich bekannt gemacht.

 § 8 Werksausschuss

(1)   Die Stadtverordnetenversammlung bildet nach Maßga-
be des § 93 Abs. 2 BbgKVerf einen Werksausschuss 
für den Eigenbetrieb. 

(2)  Der Werksausschuss setzt sich zusammen aus 3 Ver-
tretern der Stadtverordnetenversammlung, die aus 
der Mitte der Stadtverordnetenversammlung gewählt 
werden und einem Beschäftigtenvertreter des Eigenbe-
triebes.

(3)   Der Werksausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vor-
sitzenden und einen Stellvertreter. 

(4)  An Beratungen des Werksausschusses nimmt der Werk-
leiter mit beratender Stimme teil. Die Werkleitung ist 
auf Verlangen verpfl ichtet, zu Beratungsgegenständen 
Stellung zu nehmen und Auskünfte zu erteilen. 

(5)   Für Angelegenheiten des Eigenbetriebes, die der Be-
schlussfassung der Stadtverordnetenversammlung 
unterliegen, wird der Werksausschuss als beratender 
Ausschuss tätig. 

(6)   Über alle Werksangelegenheiten, die nicht in den Zu-
ständigkeitsbereich der Stadtverordnetenversammlung, 
des Oberbürgermeisters oder des Werkleiters fallen, 
entscheidet der Werksausschuss als beschließender 
Ausschuss. Das sind insbesondere:

 1. Verträge, wenn der Vertragswert im Einzelfall den 
Betrag von 25.000,00 € überschreitet.

 2. Vergabe von Aufträgen nach VOB und von Liefe-
rungen und Leistungen nach VOL, wenn der Ge-
genstandswert im Einzelfall den Betrag von 

25.000 € bei Aufträgen nach VOB und
25.000 € bei Leistungen nach VOL

überschreitet. 
 3. Stundung von Zahlungsverpfl ichtungen, wenn sie 

im Einzelfall die Höhe von 7.500 € überschreiten. 
 4. Erlass und Niederschlagung von Forderungen, 

wenn sie im Einzelfall die Höhe von 500 € über-
schreiten. 
 Im Übrigen ist für die Punkte 3 und 4 die „Dienst-
anweisung zur Regelung des Verfahrens bei Stun-
dung, Aussetzung der Vollziehung, Niederschla-
gung, Erlass und Vergleich von Forderungen der 
Stadt Cottbus sowie zum Umgang mit Kleinbeträ-
gen“ sinngemäß anzuwenden.

(7)   Erfolgsgefährdende Mehraufwendungen bedürfen ge-
mäß § 16 Abs. 3 EigV der Zustimmung des Werksaus-
schusses.

(8)   In Angelegenheiten, die die Eigenbetriebsverordnung 
und diese Satzung nicht regeln, gelten die Regelungen 
der Hauptsatzung der Stadt Cottbus.

§ 9 Zuständigkeit der Stadtverordnetenversammlung

(1)  Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die 
Angelegenheiten nach § 7 EigV.

(2) Darüber hinaus ist sie zuständig für:
 1. die Bestellung der Werksausschussmitglieder,
 2. die Einstellung des Werkleiters, soweit die Zustän-

digkeit nicht nach § 62 Abs. 4 BbgKVerf auf den 
Oberbürgermeister übertragen wurde,

 3. die Verfügung über Anlagevermögen, insbesondere 
Erwerb, Veräußerung, Tausch und Belastung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, 
wenn der Gegenstandswert im Einzelfall die in der 
Hauptsatzung festgesetzten Beträge übersteigt, so-
wie die Veräußerung von Vermögensgegenständen 
unter ihrem Wert,

 4. die Änderung der Rechtsform.

(3)  Die Stadtverordnetenversammlung kann über Ange-
legenheiten beschließen, für die der Werksausschuss 
entscheidungsbefugt ist.

§ 10 Stellung des Oberbürgermeisters

(1)  Dem Oberbürgermeister obliegt das Weisungsrecht 
nach § 9 EigV.

(2)   Der Oberbürgermeister ist gem. § 61 Abs. 2 BbgKVerf 
Dienstvorgesetzter aller Beschäftigten im Eigenbe-
trieb. 

(3)  Ist der Werkleiter nach pfl ichtgemäßem Ermessen der 
Auffassung, die Verantwortung für die Durchführung 

einer Weisung des Oberbürgermeisters nicht über-
nehmen zu können und führt ein Hinweis auf ent-
sprechende Bedenken des Werkleiters nicht zu einer 
Änderung der Weisung, so hat er sich an den Werks-
ausschuss zu wenden. Wird zwischen dem Oberbür-
germeister und dem Werksausschuss keine Einigung
erzielt, trifft die Stadtverordnetenversammlung die
endgültige Entscheidung in dieser Angelegenheit. 

(4)   In dringenden Angelegenheiten des Eigenbetriebes
kann der Oberbürgermeister nach § 58 BbgKVerf die
entsprechenden Entscheidungen im Einvernehmen mit
dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung 
treffen.

§ 11 Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

(1)   Der Eigenbetrieb wird nach Grundsätzen eines spar-
sam wirtschaftenden und leistungsfähigen Betriebes 
unter Beachtung der Aufgabenstellung geführt. 

(2)   Nach § 10 Abs. 1 EigV ist der Eigenbetrieb als Son-
dervermögen der Gemeinde zu verwalten und nachzu-
weisen. Auf Erhaltung des Vermögens wird i. S. d. § 11
EigV hingewirkt. 

(3)   Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebes entspricht dem
Kalenderjahr. 

(4)   Für den Eigenbetrieb ist ein Wirtschaftsplan aufzu-
stellen, der alle Bestandteile nach § 15 Abs. 1 EigV
(Erfolgsplan, Vermögensplan, Stellenübersicht und
Zusammenstellung über Kreditaufnahmen) enthält.
Dem Wirtschaftsplan sind als Anlagen der Vorbericht, 
der den Wirtschaftsplan insgesamt erläutert und der 
fünfjährige Finanzplan nach § 83 GO i. V. m. § 19
EigV beizufügen. Die Formblätter und Muster nach
EigV und den Verwaltungsvorschriften zur EigV sind
zu verwenden. 

(5)   Der Wirtschaftsplan ist zu ändern, wenn die Vorausset-
zungen des § 15 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 EigV vorliegen.

§ 12 Kassenwirtschaft

Für den Eigenbetrieb wird nach § 12 EigV eine Sonder-
kasse eingerichtet.

 § 13 Jahresabschluss und Lagebericht

(1)   Der Werkleiter stellt für den Eigenbetrieb gemäß § 22
Abs. 1 EigV einen Jahresabschluss auf, der sich aus
der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung und dem 
Anhang zusammensetzt. Neben dem Jahresabschluss
ist nach § 22 Abs. 2 EigV ein Lagebericht aufzustel-
len. 

(2)   Für die Jahresabschlussprüfung werden die §§ 106
BbgKVerf und 26 EigV sowie die Vorschriften der
Jahresabschlussprüfungsverordnung (JapV) ange-
wendet. Die Stadt Cottbus kann gemäß § 106 Abs. 2 
BbgKVerf gegenüber der zuständigen Prüfbehörde von
ihrem Vorschlagsrecht Gebrauch machen und für die
Jahresabschlussprüfung einen Wirtschaftsprüfer oder
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vorschlagen. 

(3)   Der Werksausschuss erarbeitet eine Empfehlung für
die Behandlung des Jahresergebnisses und die Entlas-
tung des Werkleiters. 

(4)   Der Jahresabschluss wird nach §§ 22 Abs.1 und 27 
Abs. 1 EigV innerhalb von 3 Monaten nach Ende
des Wirtschaftsjahres vom Werkleiter aufgestellt. Der 
Werkleiter übergibt jeweils ein Exemplar des Jahres-
abschlusses und des Lageberichtes dem Oberbürger-
meister und dem Werksausschuss zur Kenntnisnahme.
Der Jahresabschluss ist nach § 106 BbgKVerf i. V. m.



§ 26 EigV und den Vorschriften der JapV zu prüfen. 
Die Prüfung soll nach § 26 Abs. 1 EigV innerhalb von 
9 Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres abge-
schlossen sein. Anschließend ist der geprüfte Jahresab-
schluss der Stadtverordnetenversammlung zuzuleiten. 
Die Stadtverordnetenversammlung stellt bis spätestens 
31. Dezember des auf das geprüfte Wirtschaftsjahr fol-
genden Jahres nach § 7 EigV den geprüften Jahresab-
schluss fest und beschließt über die Ergebnisverwen-
dung und die Entlastung des Werkleiters. 

 § 14 In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt am 01.01.2009 in Kraft. 

Cottbus, den 01.12.2008

gez.
Frank Szymanski 
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus 

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 
Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow

Öffentliche Bekannt-
machung eines Antrags 

nach § 9 Absatz 4 Grund-
buchbereinigungsgesetz 

in der Gemarkung Ströbitz 
im Bereich der Stadt  

Cottbus

Die Firma envia Mitteldeutsche Energie AG, Chem-
nitztalstraße 13 in 09114 Chemnitz, hat mit Datum vom 
24. Oktober 2008, hier eingegangen am 28. Oktober 2008, 
einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten persön-
lichen Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur 
Unterhaltung und Erneuerung einer bereits bestehenden 
110-KV-Freileitung (Abzweig Cottbus West, Bl. 6865) 
nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Son-
deranlagen für Grundstücke in der Gemarkung Ströbitz in 
der Stadt Cottbus gestellt. Dieser Antrag wird hier unter 
dem Aktenzeichen 09.53 - 988 geführt. 

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grund-
buchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192), zuletzt geändert durch Artikel 93 
der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2418), 
in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung zur Durch-
führung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer 
Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachen-
rechts-Durchführungsverordnung, SachenR-DV) vom
20. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3900) öffentlich bekannt 
gemacht. Die Antragsunterlagen können von den Berech-
tigten innerhalb von vier Wochen nach dem ersten Tag
der Veröffentlichung im Landesamt für Bergbau, Geolo-
gie und Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmach-
now (Haus 5, 4. Etage), Stahnsdorfer Damm 77 in 14532 
Kleinmachnow, nach Terminvereinbarung unter (033203) 
36 - 823 (montags bis donnerstags in der Zeit von 08.00 bis 
15.00 Uhr und freitags in der Zeit von 08:00 bis 12.00 Uhr) 
- bzw. nach vorheriger Absprache auch außerhalb dieser 
Zeiten - eingesehen werden. Die Frage, ob ein Grundstück 
überhaupt (bzw. in welchem Ausmaß) betroffen ist, kann 
vorab telefonisch geklärt werden.
Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes 
wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienst-

barkeit für alle am 3. Oktober 1990 genutzten und am 
25. Dezember 1993 betriebenen Energieanlagen entstan-
den. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbarkeit 
wird der Stand vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Des-
halb ist ein Einverständnis mit der vorhandenen Belastung 
des Grundstücks bzw. mit der bestehenden Energieanlage 
selbst nicht erforderlich. Alle danach eingetretenen Verän-
derungen, die die Nutzung des Grundstücks über das am 
3. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, 
müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen dem 
Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentü-
mer, Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berech-
tigten an dem Grundstück geregelt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung:

Ein eventueller Widerspruch kann durch den Berech-
tigten (Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigter usw.)
innerhalb von vier Wochen nach dem ersten Tag der 
öffentlichen Bekanntmachung eingelegt werden. Ein in 
der Sache begründeter Widerspruch kann allerdings nur 
darauf gerichtet sein, dass die Anlage bzw. Leitung am 3. 
Oktober 1990 nicht genutzt und/oder am 25. Dezember 
1993 vom Energieversorgungsunternehmen oder dessen 
Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass die 
in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft 
(also anders als vom Unternehmen) dargestellt ist. 

Kleinmachnow,  19. November 2008

Im Auftrag

Grunenberg

Amtliche Bekanntmachung

Widmungsverfügung
Nach § 6 des Brandenburgischen Straßengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31.03.2005 (GVBl. I 
S. 218) erhält folgende Verkehrsfl äche in der Stadt Cottbus 
im Stadtteil Groß Gaglow

„Eichenweg“/ „Dubowy puś“
(betrifft Gemarkung Groß Gaglow, Flur 1, Flurstück 

1641 teilweise)

die Eigenschaft einer öffentlichen Straße und wird der All-
gemeinheit für den öffentlichen Verkehr uneingeschränkt 
zur Verfügung gestellt.
Die oben genannte Verkehrsfl äche wird in die Gruppe der 
Gemeindestraßen eingestuft. 
Straßenbaulastträger wird die Stadt Cottbus.
Die Widmungsverfügung und deren Begründung liegen 
in der Stadtverwaltung Cottbus im Fachbereich Grün- 
und Verkehrsfl ächen in der Karl-Marx-Straße 67 in 
03044 Cottbus während der Sprechzeiten im Zimmer 
Nr. 4.095 zur Einsichtnahme vor.
Diese Verfügung gilt eine Woche nach der Veröffentli-
chung als bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung können Sie innerhalb eines Monats 
nach deren Bekanntgabe Widerspruch erheben. Der Wi-
derspruch ist bei dem Oberbürgermeister der Stadt Cott-
bus, Neumarkt 5, 03046 Cottbus zweckmäßigerweise im 
Fachbereich Grün- und Verkehrsfl ächen der Stadt Cottbus, 
Karl-Marx-Straße 67, 03044 Cottbus schriftlich oder zur 
Niederschrift einzulegen.

Cottbus, den 11.12.08

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung

Friedhofssatzung 
für die Friedhöfe 

der Stadt Cottbus
Friedhofssatzung der 

Stadt Cottbus
Präambel

Auf der Grundlage der §§ 3, 28 Abs. 2 Nr. 9 des Arti-
kel 1 (Kommunalverfassung des Landes Brandenburg) 
des Gesetzes zur Reform der Kommunalverfassung und
der Einführung der Direktwahl der Landräte sowie zur
Änderung sonstiger kommunalrechtlicher Vorschriften
vom 18.12.2007 (GVBl Bbg Teil I S. 286 ff) in der jeweils 
geltenden Fassung, dem Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten (OWiG) vom 19.02.1987 (BGBl. I S. 602), in der
jeweils geltenden Fassung und dem § 34 des Gesetzes über 
das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen im Land
Brandenburg vom 07.11.2001 (GVBl. Bbg. Teil I S. 226 
ff) in der jeweils geltenden Fassung, hat die Stadtverord-
netenversammlung der Stadt Cottbus in ihrer Tagung am
26.11.2008 folgende Friedhofssatzung beschlossen:

I. Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende, im Gebiet der 
Stadt Cottbus gelegene und von ihr verwaltete Friedhöfe:

a) Südfriedhof
b) Nordfriedhof
c) Friedhof Ströbitz
d) Friedhof Madlow
e) Friedhof Schmellwitz
f) Friedhof Saspow
g) Friedhof Kahren
h) Friedhof Branitz
i) Waldfriedhof Dissenchen
j) Friedhof Schlichow
k) Friedhof Merzdorf
l) Friedhof Döbbrick
m) Friedhof Skadow
n) Friedhof Maiberg
o) Friedhof Sielow
p) Friedhof Willmersdorf
q) Friedhof Gallinchen
r) Friedhof Groß Gaglow
s) Friedhof Kiekebusch
t) Friedhof Kiekebusch alt (geschlossen)

§ 2 Friedhofszweck

(1)  Die Friedhöfe der Stadt Cottbus sind öffentliche Ein-
richtungen der Stadt Cottbus.

(2)  Die Friedhöfe dienen der Bestattung/Beisetzung al-
ler Personen, die Einwohner der Stadt Cottbus waren
oder im Stadtgebiet verstorben sind, sowie derjenigen
Personen, die ein Recht auf Bestattung/Beisetzung in
einer bestimmten Grabstätte besaßen. 

(3)  Die Friedhöfe erfüllen auf Grund ihrer gärtnerischen
Gestaltung auch allgemeine Grünfl ächenfunktionen.
Sie stellen besonders in ihren alten Teilen, historisch
wertvolle Zeugnisse der Stadtgeschichte dar, die als 
Kulturgut erhaltenswert sind. Deshalb hat jeder das
Recht, die Friedhöfe als Orte der Ruhe und Besin-
nung zum Zwecke einer, der Würde des Ortes entspre-
chenden Erholung aufzusuchen.
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§ 3 Bestattungsbezirke

Die Verstorbenen werden in der Regel auf dem Friedhof 
jenes Stadtteils bestattet bzw. beigesetzt, in dem sie ihren 
letzten Wohnsitz hatten, wenn nicht ein Bestattungs- bzw. 
Beisetzungsrecht auf einem anderen Friedhof besteht. Die 
Stadt Cottbus kann auch stadtteilfreie Friedhöfe festlegen.

§ 4 Schließung und Aufhebung

(1)  Friedhöfe und Friedhofsteile können aus wichtigem 
öffentlichen Grund für weitere Bestattungen/Beiset-
zungen gesperrt werden (Schließung). Soll der Fried-
hof nach seiner Schließung einer anderen Nutzung 
zugeführt werden (Aufhebung), so ist der Ablauf 
der Ruhezeit nach der letzten Bestattung/Beisetzung 
einzuhalten.

(2)  Soweit durch die Schließung das Recht auf weitere 
Bestattungen/Beisetzungen in Erd-/Urnenwahlgrab-
stätten erlischt, wird dem Nutzungsberechtigten für 
die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren 
Bestattungs-/Beisetzungsfalles eine andere mehrstel-
lige Grabstätte zur Verfügung gestellt. Außerdem kann 
er die Umbettung bereits Bestatteter/Beigesetzter ver-
langen.

(3)  Durch die Aufhebung geht die Eigenschaft des Fried-
hofes als Ruhestätte der Toten verloren. Die in Rei-
hengrabstätten Bestatteten/Beigesetzten werden, falls 
die Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, die in Erd-/Ur-
nenwahlgrabstätten Bestatteten/Beigesetzten, falls die 
Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der 
Stadt Cottbus in andere Grabstätten umgebettet.

(4)  Schließung und Aufhebung werden öffentlich bekannt 
gegeben.

(5)  Ersatzgrabstätten werden entsprechend der jeweils 
geltenden Friedhofssatzung hergerichtet. Ersatzerd-/
Urnenwahlgrabstätten werden Bestandteil des Nut-
zungsrechts.

II. Ordnungsvorschriften

§ 5 Öffnungszeiten

(1)  Die Friedhöfe sind während der, an den Eingängen be-
kannt gegebenen Zeiten für den Besuch geöffnet.

(2)  Die Stadt Cottbus kann das Betreten aller oder einzel-
ner Friedhofsteile aus besonderem Anlass vorüberge-
hend untersagen.

§ 6 Verhalten auf dem Friedhof

(1)  Jeder Besucher hat sich auf dem Friedhof der Würde 
des Ortes entsprechend zu verhalten. Den Anord-
nungen des Friedhofspersonals ist Folge zu leisten.

(2)  Kinder unter 7 Jahren dürfen den Friedhof nur in der 
Begleitung Erwachsener betreten.

(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet:
a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren. 

Ausgenommen davon sind: Kinderwagen, Behin-
dertenmobile, Fahrzeuge der Stadt Cottbus/Fried-
hofsverwaltung und der für den Friedhof zugelas-
senen Gewerbetreibenden. Bestattungsfahrzeugen 
ist die Benutzung der Wege bis zur Feierhalle ge-
stattet. Hierbei ist ausschließlich die vorgeschrie-
bene Zufahrt zu nutzen,

b) Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, 
und gewerbliche Dienste anzubieten oder diesbe-
züglich zu werben,

 c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe von Be-
stattungen/Beisetzungen störende Arbeiten auszu-
führen,

 d) ohne schriftlichen Auftrag der Angehörigen und 
ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung ge-
werbsmäßig zu fi lmen und zu fotografi eren,

 e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen solcher, 
die im Rahmen des Friedhofszwecks notwendig 
und üblich sind,

 f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimm-
ten Stellen abzulagern,

 g) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen 
zu verunreinigen oder zu beschädigen, 

 h) zu lärmen und zu spielen sowie zu lagern,
 i) Tiere mitzubringen; ausgenommen Hunde, diese 

sind an der Leine zu führen. Auftretende Verunrei-
nigungen durch mitgebrachte Hunde sind durch den 
Hundehalter zu entfernen.

Die Stadt Cottbus kann auf Antrag Ausnahmen zulassen, 
soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und der Ordnung 
auf ihm vereinbar sind.

(4)  Totengedenkfeiern sind spätestens 4 Tage vorher bei 
der Stadt Cottbus zur Zustimmung anzumelden.

§ 7 Gewerbliche Betätigung

(1)  Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestattungsunterneh-
men und sonstige Gewerbetreibende bedürfen für Tä-
tigkeiten auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung 
der Stadt Cottbus.

(2) Zugelassen werden Gewerbetreibende, die
 a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hin-

sicht zuverlässig sind,
 b) selbst oder deren fachliche Vertreter die Meister-

prüfung abgelegt haben oder in die Handwerksrolle 
bzw. gleichartige Verzeichnisse eingetragen sind. 
Bestattungsunternehmen bedürfen zur Zulassung 
der Gewerbeanmeldung,

 c) einen für die Ausführung der Tätigkeiten ausrei-
chenden Haftpfl ichtversicherungsschutz nachwei-
sen.

(3)  Die von der Stadt Cottbus/Friedhofsverwaltung erteilte 
und auf drei Jahre befristete Zulassung erfolgt durch 
Ausstellen eines Berechtigungsscheines. Dieser ist auf 
Verlangen vorzuweisen. 

(4)  Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben 
die Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Rege-
lungen zu beachten. Sie haften für alle Schäden, die 
sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen.

(5)  Gewerbliche Arbeiten dürfen auf den Friedhöfen mon-
tags bis freitags von 6:00 Uhr – 18:00 Uhr und sams-
tags von 6:00 Uhr – 14:00 Uhr durchgeführt werden. 
Die Stadt Cottbus kann Ausnahmen zu lassen.

(6)  Die für die Arbeit erforderlichen Werkzeuge und Ma-
terialien dürfen auf den Friedhöfen nur an den dafür 
vorgesehenen und von der Stadt Cottbus genehmigten 
Stellen gelagert werden. Bei der Beendigung der Arbei-
ten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen 
ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Gewerbliche 
Geräte dürfen nicht an oder in  den Wasserentnahme-
stellen gereinigt werden.

(7)  Friedhofsgärtner können für ihre Tätigkeiten Werbe-
schilder in den Abmaßen 0,08 m x 0,06 m auf der von 
ihnen zu pfl egenden Grabstätte aufstellen.

(8)  Gewerbetreibenden, die gegen die Vorschriften der 
Abs. (3) bis (7) verstoßen oder bei denen die Voraus-
setzungen des Abs. (2) ganz oder teilweise nicht ge-

geben sind, kann die Stadt Cottbus die Zulassung auf 
Zeit oder auf Dauer durch schriftlichen Bescheid ent-
ziehen.

III. Bestattungsvorschriften

§ 8 Allgemeines

(1)  Bestattungen sind unverzüglich nach Beurkundung
des Sterbefalles bei der Stadt Cottbus anzumelden.
Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen
beizufügen. Dies betrifft bei einer Erdbestattung die
standesamtliche Bestattungsbescheinigung, bei Ur-
nenbeisetzungen die Einäscherungsbescheinigung.

(2)  Wird die Bestattung/Beisetzung in einer vorher er-
worbenen Erd-/Urnenwahlgrabstätte beantragt, ist das
Nutzungsrecht nachzuweisen.

(3)  Die Stadt Cottbus setzt Ort und Zeit der Bestattung/
Beisetzung fest. Die Bestattung ist innerhalb von 10
Tagen nach Feststellung des Todes durchzuführen. Die
Untere Gesundheitsbehörde kann im Einzelfall die
Frist verlängern oder verkürzen.

§ 9 Beschaffenheit von Särgen und Urnen

(1)  Särge müssen fest gefügt und so abgedichtet sein, das
jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen
ist. Särge, Sargausstattungen, Sargabdichtungen und 
Urnen müssen aus verrottbarem und umweltverträg-
lichem Material bestehen bzw. hergestellt sein.

(2)  Die Särge dürfen bei Erdbestattungen höchstens
2,10 m lang, 0,75 m hoch und im Mittelmaß 0,75 m
breit sein. 

(3)  Schmuckurnen dürfen eine Größe von 0,31 m in der
Höhe und 0,21 cm im Durchmesser nicht überschreiten
und müssen aus leicht abbaubarem und umweltfreund-
lichem Material bestehen. Werden die Anforderungen 
an Särge und Urnen nicht erfüllt, kann die Stadt Cott-
bus die Beisetzung/Bestattung ablehnen oder in beson-
deren Fällen auf Antrag eine Ausnahme genehmigen.

§ 10 Ausheben und Verfüllen der Gräber

(1)  Ausheben und Verfüllen der Gräber erfolgt in Verant-
wortung der Stadt Cottbus. Die Stadt Cottbus kann sich 
dabei eines gewerblichen Unternehmens bedienen.

(2)  Die Tiefe der Gräber beträgt von der Erdoberfl äche
(ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sarges mindes-
tens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens
0,50 m.

(3)  Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander
durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt
sein.

(4)  Die/Der Nutzungsberechtigte ist verpfl ichtet, recht-
zeitig, spätestens 2 Tage vor Aushebung von Wahl-
gräbern vorhandene Grabmale und Grabeinfassungen 
einschließlich Fundamente (falls erforderlich) sowie 
Pfl anzen und Grabschmuck zu entfernen oder auf ihre/
seine Kosten entfernen zu lassen. Sofern Gräber, Grab-
male, Grabeinfassungen, Fundamente oder Grabzube-
hör durch die Stadt Cottbus entfernt werden müssen,
haftet diese nicht für entstandene Schäden. Anfallende
Kosten werden dem Nutzungsberechtigten in Rech-
nung gestellt.

§ 11 Ruhezeit

Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt auf den
Friedhöfen der Stadt Cottbus 20 Jahre. 
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§ 12 Ausgrabung, Umbettungen

(1)  Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört 
werden.

(2)  Ausgrabungen und Umbettungen von Leichen und 
Urnen darf der Träger des Friedhofes vor Ablauf der 
Ruhezeit nur zulassen, wenn ein wichtiger Grund eine 
Störung der Totenruhe rechtfertigt. Ausgrabungen und 
Umbettungen von Leichen bedürfen der Zustimmung 
der Unteren Gesundheitsbehörde. Umbettungen von 
Leichen im Zeitraum von zwei Wochen bis zu sechs 
Monaten nach der Beisetzung sind unzulässig, sofern 
die Ausgrabung oder Umbettung nicht richterlich an-
geordnet ist.

(3)  Die Ausgrabungen oder Umbettungen aus Gemein-
schaftsgrabanlagen und dem Friedhain sind unzuläs-
sig.

(4)  Dem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung zur 
Umbettung ist der Nachweis beizufügen, dass eine an-
dere Grabstätte zur Verfügung steht.

(5)  Umbettungen werden in Verantwortung der Stadt Cott-
bus durchgeführt. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Um-
bettung.

(6)  Neben der Zahlung der Gebühren für die Umbettung 
haben die Antragsteller Ersatz für die Schäden zu 
leisten, die an benachbarten Grabstätten und Anlagen 
durch die Umbettung zwangsläufi g entstehen. 

(7) Mit einer Umbettung beginnt keine neue Ruhezeit.

IV. Grabstätten

§ 13 Arten von Grabstätten

(1)  Die Grabstätten bleiben Eigentum der Stadt Cottbus. 
An ihnen können Rechte nur nach dieser Satzung er-
worben werden.

(2)  Die Grabstätten werden unterschieden:
a) Erdreihengrabstätten 
b) Wahlgrabstätten
c) Urnenreihengrabstätten
d) anonyme Urnengemeinschaftsgrabstätten 
e) anonyme Erdgemeinschaftsgrabstätten
f) Baumbestattungen
g) Ehrengräber
h) Kriegsgräber

(3)  Die genannten Grabarten stehen nicht auf jedem der 
in § 1 dieser Satzung genannten Friedhöfe zur Verfü-
gung.

(4)  Ein Rechtsanspruch auf den Erwerb einer bestimm-
ten Grabstätte sowie auf die Unveränderlichkeit deren 
Umgebung besteht nicht.

§ 14 Erdreihengrabstätten

(1)  Erdreihengrabstätten sind Grabstätten, die in zeitlicher 
und räumlicher Reihenfolge belegt werden. Über den 
Erwerb wird eine Graburkunde für die Dauer der Ru-
hezeit (20 Jahre) ausgestellt. Ein Wiedererwerb ist 
nicht möglich.

(2)  In einer Erdreihengrabstätte darf grundsätzlich ein 
Verstorbener bestattet werden.  

(3)  Das Abräumen von Erdreihengrabstätten oder Teilen 
von ihnen nach Ablauf der Ruhezeit wird 3 Monate 
vorher durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden 
Grabfeld bekannt gemacht.

(4)  Erdgemeinschaftsgrabstätten sind Erdreihengrabstät-
ten ohne überirdische Kennzeichnung. Die Anlage und 
Pfl ege dieser Grabstätten obliegt der Stadt Cottbus.

§ 15 Erdreihengrabstätten mit Wahlgrabcharakter

(1)  Erdreihengrabstätten mit Wahlgrabcharakter sind 
Erdreihengrabstätten bei denen die Beisetzung einer 
zusätzlichen Urne möglich ist und an denen ein Nut-
zungsrecht von 25 Jahren verliehen wird. Eine Verlän-
gerung des Nutzungsrechts ist nur möglich bis zum 
Ablauf der Ruhezeit der beigesetzten Urne, jedoch 
kann durch die Zahlung einer Nutzungsgebühr der 
weitere Erhalt der Grabstätte beantragt werden.

§ 16 Erdwahlgrabstätten

(1)  Erdwahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattun-
gen, an denen ein Nutzungsrecht für die Dauer von 25 
Jahren verliehen wird und deren Lage mit dem Erwer-
ber bestimmt  wird. Das Nutzungsrecht kann wieder 
erworben werden. Die Beisetzung von zusätzlich 4 
Urnen in der Erdwahlgrabstätte ist zulässig.

(2)  Das Nutzungsrecht entsteht mit Aushändigung der 
Verleihungsurkunde.

(3)  Während des Nutzungsrechts darf eine Bestattung/
Beisetzung nur stattfi nden, wenn die Ruhezeit das 
Restnutzungsrecht nicht übersteigt, oder das Nut-
zungsrecht mindestens bis zum Ablauf der Ruhezeit 
wieder erworben wurde.

(4)  Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll der 
Erwerber für den Fall seines Ablebens seinen Nachfol-
ger im Nutzungsrecht bestimmen. Wird bis zu seinem 
Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das 
Nutzungsrecht an die volljährigen Angehörigen nach 
deren Zustimmung in der nachstehenden Reihenfolge 
über:

 a) der Ehegatte
 b) die Kinder
 c) die Eltern
 d) die Geschwister
 e) die Enkelkinder
 f) die Großeltern und
 g) der Partner einer auf Dauer angelegten nichtehe-

lichen Lebensgemeinschaft.

(5)  Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unver-
züglich nach Erwerb auf sich umschreiben zu lassen.

(6)  Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der 
Friedhofssatzung das Recht, in der Erdwahlgrabstätte 
selbst bestattet/beigesetzt zu werden, bei Eintritt eines 
Bestattungs-/Beisetzungsfalles über die Bestattung/
Beisetzung Anderer zu entscheiden und über die Art 
der Gestaltung und Pfl ege der Erdwahlgrabstätte zu 
entscheiden.

§ 17 Urnenreihengrabstätten

(1)  Urnenreihengrabstätten sind Grabstätten für Urnen-
beisetzungen, die in zeitlicher und räumlicher Rei-
henfolge belegt werden. Über den Erwerb wird eine 
Graburkunde für die Dauer der Ruhezeit (20 Jahre) 
ausgestellt. Ein Wiedererwerb ist nicht möglich.

(2)  Urnengemeinschaftsgrabstätten ohne überirdische 
Kennzeichnung sind Grabstätten für Urnenbeiset-
zungen entsprechend Abs. 1. Die Anlage und Pfl ege 
dieser Grabstätten obliegt der Stadt Cottbus. Ein Nut-
zungsrecht wird nicht verliehen.

(3)  Urnengemeinschaftsgrabstätten mit namentlicher 
Kennzeichnung sind Grabstätten entsprechend Abs.1, 
bei denen der Name des/der Verstorbenen an einem 

dafür vorgesehenen Denkmal/Grabstein angebracht
wird. Ein Nutzungsrecht wird nicht verliehen.

(4)  Für das Abräumen von Urnenreihengrabstätte gilt § 14 
Abs. (3) entsprechend.

§ 18 Urnenwahlgrabstätten/Urnenfamiliengrabstätten

(1)  Urnenwahlgrabstätten/Urnenfamiliengrabstätten sind 
Grabstätten für Urnenbeisetzungen, an denen ein Nut-
zungsrecht für die Dauer von 25 Jahren verliehen wird
und deren Lage mit dem Erwerber bestimmt wird. 

(2)   Soweit sich aus der Friedhofssatzung nicht anderes er-
gibt, gelten die Vorschriften des § 16 entsprechend.

§ 19 Urnengrabstätten im Friedhain

(1)  Urnengrabstätten im Friedhain sind Grabstätten für
Urnenbeisetzungen ohne überirdische Kennzeichnung
an bestehenden oder neu gepfl anzten Bäumen, an de-
nen ein Nutzungsrecht für die Dauer von 25 Jahren
verliehen wird. Es können bis zu 5 Urnen pro Baum
beigesetzt werden.

(2)  Soweit sich aus der Friedhofssatzung nicht anderes er-
gibt, gelten die Vorschriften des § 16  entsprechend.

(3)  Die Pfl ege des Baumbestandes und der öffentlichen
Anlagen im Bereich des Friedhaines obliegen aus-
schließlich der Stadt Cottbus.

§ 20 Urnenparzellen

(1)  Urnenparzellen sind Grabstätten für Urnenbeiset-
zungen, an denen ein Nutzungsrecht für die Dauer von
25 Jahren verliehen wird. Es können bis zu 8 Urnen in
der Grabstätte beigesetzt werden.

(2)  Soweit sich aus der Friedhofssatzung nicht anderes er-
gibt, gelten die Vorschriften des § 16 entsprechend.

§ 21 Grabpatenschaften

(1)  Für Grabanlagen, welche auf Grund ihres Erschei-
nungsbildes für die Stadt Cottbus von Bedeutung sind
und an denen kein Nutzungsrecht mehr besteht, kön-
nen Patenschaften übernommen werden. Mit Vergabe 
der Grabpatenschaft (längstenfalls für 30 Jahre) bleibt 
das Grabmal im Besitz der Stadt Cottbus. Der Grabpate 
kann die Grabstätte kostenfrei nutzen und verpfl ichtet 
sich die Grabaufbauten zu pfl egen und die Kosten für
die Sanierung zu tragen. Alle Maßnahmen sind mit der 
Stadt Cottbus abzustimmen und vertraglich zu regeln 
(Vertrag über Grabpatenschaft).

(2)  Die Grabanlagen, für die Patenschaften übernommen
werden können, werden von der Stadt Cottbus in einem
gesonderten Verzeichnis geführt. 

V. Gestaltung von Grabstätten

§ 22 Allgemeine Gestaltungsvorschriften

(1)  Jede Grabstätte ist – unbeschadet der Anforderungen
für Grabstätten mit zusätzlichen Gestaltungsvor-
schriften – so zu gestalten und an die Umgebung 
anzupassen, dass der Friedhofszweck und der Zweck 
dieser Satzung sowie die Würde des Friedhofes in sei-
nen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtheit gewahrt 
werden.

(2)  Der Baumbestand auf den Friedhöfen steht unter be-
sonderem Schutz. Es gilt die Baumschutzsatzung der 
Stadt Cottbus in der jeweils geltenden Fassung.

FORTSETZUNG AUF SEITE 6



Seite 6

AMTLICHER TEIL

31. Dezember 2008 AMTSBLATT für die Stadt Cottbus

FORTSETZUNG VON SEITE 5
§ 23 Wahlmöglichkeit

Es besteht die Möglichkeit, eine Grabstätte mit allgemei-
nen bzw. zusätzlichen Gestaltungsvorschriften zu wählen. 
Die Stadt Cottbus macht vor der Durchführung der Bestat-
tung/Beisetzung auf diese Wahlmöglichkeit aufmerksam. 
Wird von dieser Wahlmöglichkeit nicht bei Anmeldung 
der Bestattung/Beisetzung Gebrauch gemacht, erfolgt die 
Bestattung/Beisetzung in der für den jeweiligen Friedhof 
üblichen Gestaltungsform.

VI. Grabmale und bauliche Anlagen
§ 24 Allgemeine Gestaltungsvorschriften

(1)  Für Grabstätten mit allgemeinen Gestaltungsvor-
schriften gilt § 22 Abs. (1) entsprechend.

(2)  Aus Gründen der Standsicherheit der Grabmale können 
weitergehende Anforderungen im Rahmen des Geneh-
migungsverfahrens für die Errichtung von Grabmalen 
durch die Stadt Cottbus gestellt werden.

(3)  Nicht zulässig sind Grabmale aus Glas und Kunststof-
fen aller Art.

(4)  In Erdwahlgrabstätten (Parzellen) ist die Gestaltung so 
vorzunehmen, dass sich das Grabmal in die Umgebung 
einfügt. Auf der Grabstätte ist nur ein stehendes Grab-
mal zulässig. Die Anzahl der Liegeplatten richtet sich 
nach der Anzahl der Grabstellen.

(5)  Firmenbezeichnungen dürfen die Größe von 0,08 m x 
0,04 m nicht überschreiten. Sie sind seitlich bzw. an 
der Rückseite, nicht höher als 0,20 m Erdoberkante 
anzubringen. Entgegen dieser Festlegung angebrachte 
Firmenbezeichnungen werden durch die Stadt Cottbus 
ohne vorherige Aufforderung entfernt.

§ 25 Zusätzliche Gestaltungsvorschriften

(1)  Die Grabmale auf Grabstätten mit zusätzlichen Gestal-
tungsvorschriften dürfen nicht gespalten, gesprengt 
oder bossiert sein. Sie dürfen keinen Sockel aufwei-
sen.

(2) Nicht gestattet sind:
a) Einfassungen von Grabstätten mit festen Stoffen 

(Bandeisen, Ziegel usw.);
b) Flächiger Farbanstrich an Holz- und Steingrabma-

len und die Anbringung von Schutzhüllen an Grab-
malen;

c) Terrazzoartiger Betonwerkstein;

(3)  Für alle Grabarten sind liegende Grabmale in den Ma-
ßen

 0,40 m x 0,40 m (10% Toleranz)
 Mindeststärke Höhe Hinterkante 0,06 m

zulässig.
Für stehende Grabmale sind diese in folgenden Maßen 
zulässig:
a) Erdreihengrabstätte:  Höhe  0,70 m bis 1,00 m

Breite  bis 0,45 m
Mindeststärke  0,11 m

b) Urnenreihengrabstätte und 
zweistellige Urnenwahlgrabstätte

Höhe 0,60 m
Breite 0,30 m
Mindeststärke  0,08 m

  mehrstellige Urnenwahlgrabstätten
Höhe 0,80 m bis 0,90 m
Breite  bis 0,45 m
Mindeststärke  0,11 m

c) Urnenfamiliengrabstätten und 
Historischer Urnenhain

Für die Gestaltung der Urnenfamiliengrabstätten und des 

Historischen Urnenhains werden gesonderte Festlegungen 
durch die Stadt Cottbus getroffen.

§ 26 Zustimmungserfordernis

(1)  Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen 
bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der 
Stadt Cottbus. Der Antragsteller hat die ausgehändigte 
Graburkunde oder eine Vollmacht des Nutzungsbe-
rechtigten der Grabstätte vorzulegen.

(2)  Die Anträge sind in zweifacher Ausfertigung bei der 
Stadt Cottbus einzureichen. Sie haben vollständig 
ausgefüllt mit dem Grabmalentwurf mit Vorder- und 
Seitenansicht im Maßstab 1:10 unter Angabe des Ma-
terials, seiner Bearbeitung, der Schriftart sowie even-
tueller Ornamente und Symbole vorzuliegen.

(3)  Soweit es zum Verständnis oder aus anderen gestal-
terischen Gründen erforderlich ist, kann die Stadt 
Cottbus Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und 
Symbole im Maßstab 1:1 oder das Aufstellen eines 
Modells in natürlicher Größe auf der Grabstätte ver-
langen.

(4)  Für die Errichtung und jede Veränderung sonstiger 
baulicher Anlagen gelten die Absätze (1) bis (3) ent-
sprechend.

(5)  Die, bis zur Gesamtgestaltung der Grabfelder für 
Erdreihengrabstätten mit zusätzlichen Gestaltungsvor-
schriften aufgestellten, nicht genehmigungspfl ichtigen 
provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte
Holztafeln oder Holzkreuze zulässig. Sie sind vor 
der abschließenden Gestaltung der Grabfelder vom 
Nutzungsberechtigten zu entfernen und nicht wieder 
aufzustellen.

(6)  Künstlerisch und historisch wertvolle Grabmale 
und bauliche Anlagen oder solche, die als besondere 
Eigenart eines Friedhofes erhalten bleiben sollen, 
werden in einem Verzeichnis geführt. Die Stadt Cott-
bus kann die Zustimmung zur Änderung versagen.

§ 27 Anlieferung

(1)  Bei der Anlieferung von Grabmalen und sonstigen 
baulichen Anlagen ist der Stadt Cottbus der geneh-
migte Aufstellungsantrag vorzulegen.

(2)  Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen sind 
so zu liefern, dass sie durch die Stadt Cottbus am 
Friedhofseingang überprüft werden können.

§ 28 Fundamentierung

Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen sind nach 
den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks so zu 
fundamentieren und zu befestigen, dass sie dauernd stand-
sicher sind und auch nach dem Öffnen benachbarter Grab-
stätten nicht umstürzen oder sich senken können. Die Stadt 
Cottbus kann überprüfen, ob die vorgeschriebene Funda-
mentierung durchgeführt worden ist.

§ 29 Unterhaltung

(1)  Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen sind 
dauernd in einem würdigen und verkehrssicheren 
Zustand zu halten. Verantwortlich ist der jeweilige 
Nutzungsberechtigte. (nachfolgend die Verantwort-
lichen)

(2)  Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonsti-
gen baulichen Anlagen oder Teilen von ihnen gefähr-
det, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen 
nach Abs. (1) verpfl ichtet, unverzüglich Abhilfe zu 
schaffen. Bei Gefahr im Verzug kann die Stadt Cottbus 

auf Kosten der Verantwortlichen nach Abs. (1) Siche-
rungsmaßnahmen treffen. Wird der ordnungswidrige 
Zustand trotz schriftlicher Aufforderung durch die
Stadt Cottbus nicht innerhalb einer festzusetzenden 
angemessenen Frist beseitigt, ist die Stadt Cottbus
berechtigt, das Grabmal, die sonstige bauliche Anla-
ge oder Teile davon auf Kosten des Verantwortlichen
nach Abs. (1) zu entfernen. Die Stadt Cottbus ist ver-
pfl ichtet, diese Gegenstände drei Monate aufzubewah-
ren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne
besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als
Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und 
ein Hinweisschild auf der Grabstätte, das für die Dauer
von einem Monat aufgestellt wird.

(3)  Die Verantwortlichen sind für alle Schäden haftbar, die
durch das Umstürzen von Grabmalen, baulichen Anla-
gen oder Teilen von ihnen verursacht werden.

§ 30 Entfernung

(1)  Vor Ablauf der Ruhezeit bzw. des Nutzungsrechts dür-
fen Grabmale nur mit vorheriger schriftlicher Zustim-
mung der Stadt Cottbus entfernt werden. Bei Grabma-
len im Sinne von § 26 (6) kann die Stadt Cottbus die
Zustimmung versagen.

(2)  Nach Ablauf der Ruhezeit bzw. des Nutzungsrechts
oder nach Entziehung des Nutzungsrechts nach § 33 
Abs. (2) sind die Grabmale und sonstigen baulichen
Anlagen durch den Verantwortlichen nach § 29 Abs.
(1) zu entfernen. Geschieht dies nicht innerhalb von 
drei Monaten, so ist die Stadt Cottbus berechtigt, die 
Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen entfernen 
zu lassen. Das Grabmal und die sonstigen baulichen
Anlagen gehen entschädigungslos in das Eigentum der
Stadt Cottbus über.

(3)  Die Stadt Cottbus ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung
aufgestellte Grabmale einen Monat nach Benachrich-
tigung des Verantwortlichen nach § 29 Abs. (1) auf
dessen Kosten entfernen zu lassen.

VII. Herrichtung, Unterhaltung der Grabstätten
§ 31 Herrichtung und Unterhaltung

(1)  Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften
des § 22 hergerichtet und dauernd in Stand gehalten
werden. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck.
Verwelkte Blumen und Kränze sind unverzüglich von
den Grabstätten zu entfernen.

(2)  Die Gestaltung der Grabstätten ist dem Charakter des
Friedhofes und der unmittelbaren Umgebung anzupas-
sen. Die Grabstätten dürfen nur mit Pfl anzen bepfl anzt 
werden, die andere Grabstätten sowie öffentliche An-
lagen und Wege nicht beeinträchtigen.

(3)  Für die Herrichtung und Unterhaltung der Grabstätten 
ist bei Reihengrabstätten der Inhaber der Graburkun-
de, bei Erd-/Urnenwahlgrabstätten der jeweilige Nut-
zungsberechtigte verantwortlich. Die Verantwortung 
erlischt mit dem Ablauf der Ruhezeit bzw. des Nut-
zungsrechts.

(4)  Der für die Grabstätte Verantwortliche nach § 29 Abs. 
(1) kann die Grabstätte selbst anlegen und unterhalten
oder einen nach dieser Satzung zugelassenen Fried-
hofsgärtner beauftragen. In diesem Fall sind unauffäl-
lige Werbeschilder der jeweiligen Gartenbaufi rma auf 
der Grabstätte zulässig. Bei Grabstätten mit einheit-
licher Grundgestaltung ist keine individuelle Verände-
rung zulässig.

(5)  Reihengrabstätten müssen innerhalb von sechs Mona-
ten nach der Bestattung/Beisetzung hergerichtet wer-
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den. Bei Erdreihengrabstätten mit zusätzlichen Gestal-
tungsvorschriften für Verstorbene ab dem vollendeten 
5. Lebensjahr wird vom Zeitpunkt der Grabfeldgestal-
tung ausgegangen.

(6)  Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der 
gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten ob-
liegt ausschließlich der Stadt Cottbus.

(7)  Die Verwendung von Pfl anzenschutz und Unkraut-
bekämpfungsmitteln bei der Grabpfl ege ist nicht 
gestattet.

§ 32 Zusätzliche Gestaltungsvorschriften

(1)  Die Grabstätten sollten auf der gesamten dafür vorge-
sehenen Fläche bepfl anzt werden.

(2) Unzulässig sind:
a) das Pfl anzen von Bäumen und großwüchsigen 

Sträuchern,
b) das Einfassen der Grabstätten mit Steinen, Metall, 

Glas und Ähnlichem,
c) das Errichten von Rankgerüsten, Gittern und Per-

golen,
d) das Aufstellen einer Bank oder sonstiger Sitzgele-

genheiten.

(3)  Bei der Verwendung von Dauerbepfl anzungen sind 
bei
–  Erdreihengrabstätten, mehrstellige Urnenwahlgrab-

stätten und Urnenfamiliengrabstätten kleinwüch-
sige Gehölze mit einer maximalen Höhe und Breite 
von 1,00 m und

–  Urnenreihengrabstätten und zweistelligen Urnen-
wahlgrabstätten kleinwüchsige Gehölze mit einer 
maximalen Höhe und Breite von 0,50 m zugel-
assen. Sie dürfen die Nachbargrabstätten nicht 
bedrängen.

§ 33 Vernachlässigung der Grabstätte

(1)  Wird eine Erd-/Urnenreihengrabstätte nicht ord-
nungsgemäß hergerichtet und unterhalten, hat der 
Verantwortliche nach § 29 Abs. (1) nach schriftlicher 
Aufforderung durch die Stadt Cottbus die Grabstätte 
innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu 
bringen. Ist der Verantwortliche nach § 29 Abs. (1) 
nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu 
ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche 
Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grab-
stätte.  Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei 
Monate unbeachtet, kann die Stadt Cottbus die Grab-
stätte einebnen und einsäen lassen.

(2)  Für Erd-/Urnenwahlgrabstätten gilt Abs. (1) entspre-
chend. Die Stadt Cottbus ist in diesem Fall berechtigt, 
die Grabstätte auf Kosten des Nutzungsberechtigten 
in Ordnung bringen zu lassen oder das Nutzungsrecht 
nach Ablauf der Ruhezeit des zuletzt Bestatteten/Bei-
gesetzten entschädigungslos zu entziehen. In dem 
Entziehungsbescheid wird der Nutzungsberechtigte 
aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen 
Anlagen binnen drei Monaten nach Unanfechtbarkeit 
des Entziehungsbescheides zu entfernen.

(3)  Bei satzungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. (1) Satz 
1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt, 
kann die Stadt Cottbus den Grabschmuck entfernen.

VIII. Leichenhallen und Trauerfeiern
§ 34 Benutzung der Leichenhalle

(1)  Leichenhallen und deren Kühlräume dienen der Auf-
nahme Verstorbener bis zur Bestattung.

(2)  Sofern keine gesundheitsrechtlichen oder sonstigen 
Bedenken bestehen, können die Angehörigen von den 

Verstorbenen in dafür vorgesehenen Räumen Abschied 
nehmen. Die Särge sind spätestens 30 Minuten vor 
Beginn der Trauerfeier bzw. der Bestattung endgültig 
zu schließen.

(3)  Die Särge der an meldepfl ichtigen übertragbaren 
Krankheiten Verstorbenen, sind in den ausgewiesenen 
Kühlräumen des Süd- und Nordfriedhofes aufzustel-
len. Die Abschiednahme von diesen Verstorbenen 
bedürfen grundsätzlich der vorherigen Zustimmung 
der Unteren Gesundheitsbehörde.

§ 35 Trauerfeiern

(1)  Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten 
Raum (Feierhalle), am Grabe oder an einer anderen
im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. Die 
Zeit für die Trauerfeier ohne Vor- und Nachbereitung 
ist auf 30 Minuten begrenzt. Auf besonderen Wunsch 
der Hinterbliebenen kann die Stadt Cottbus Ausnah-
men zulassen.

(2)  Die Benutzung der Feierhalle kann untersagt wer-
den, wenn der Verstorbene an einer meldepfl ichtigen 
übertragbaren Krankheit gelitten hat oder sonstige hy-
gienische Bedenken bestehen.

(3)  Jede Musik- und Gesangsdarbietung außerhalb der 
Feierhallen bedarf der vorherigen Zustimmung durch 
die Stadt Cottbus.

(4)  Unübliche Ausgestaltungen sind  nur mit vorheriger 
Zustimmung durch die Stadt Cottbus zulässig. Ent-
sprechende Wünsche der Hinterbliebenen sind bei der 
Anmeldung der Bestattung/Beisetzung anzuzeigen.

IX. Schlussvorschriften
§ 36 Alte Rechte

(1)  Bei Grabstätten, über welche die Stadt Cottbus bei 
Inkrafttreten dieser Satzung bereits verfügt hat, rich-
ten sich die Ruhezeiten und Nutzungsrechte sowie die 
Gestaltung nach den bisherigen Vorschriften.

(2)  Die vor Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen 
Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter 
Dauer werden entsprechend §§ 16 und 18 begrenzt. Sie 
enden jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres nach In-
krafttreten dieser Satzung und der Ruhezeit des zuletzt 
Bestatteten/Beigesetzten.

(3)  Für die Zulassung zur gewerblichen Betätigung ent-
sprechend § 7 Abs. (3) gilt Abs. (2) sinngemäß.

(4)  Auf den städtischen Friedhöfen wird den historisch ge-
wachsenen Strukturen der Friedhofs- und Bestattungs-
kultur Rechnung getragen.

§ 37 Haftung

Die Stadt Cottbus haftet nicht für Schäden, die durch nicht 
satzungsgemäßes Benutzen der Friedhöfe, ihrer Anla-
gen oder ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen oder 
Tiere entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhut- und 
Überwachungspfl ichten. Im Übrigen haftet die Stadt Cott-
bus nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit.

§ 38 Gebühren

Für die Benutzung der städtischen Friedhöfe und ihrer Ein-
richtungen sind die Gebühren nach der jeweils geltenden 
Friedhofsgebührensatzung zu entrichten.

§ 39 Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig entgegen § 6 Abs.3a-i dieser Satzung

 •   unbefugt die Wege mit Fahrzeugen aller Art befährt, 
 •  Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen,

und gewerbliche Dienste anbietet oder diesbezüglich
wirbt,

 •  an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe von Bestat-
tungen/Beisetzungen störende Arbeiten ausführt,

 •  ohne schriftlichen Auftrag der Angehörigen und ohne
Zustimmung der Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig
fi lmt und fotografi ert,

 •  Druckschriften verteilt, ausgenommen solcher, die
im Rahmen des Friedhofszwecks notwendig und üb-
lich sind,

 •  Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten 
Stellen ablagert,

 •  den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen
verunreinigt oder beschädigt,

 •  lärmt und spielt sowie lagert,
 •  Tiere mitbringt sowie Hunde nicht angeleint auf

den Friedhöfen führt und Verunreinigungen nicht
beseitigt.

(2)  Die Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße 
bis zu 1.000,00 € geahndet werden.

(3)  Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten (OwiG) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

§ 40 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach Ihrer Veröffentlichung in
Kraft.

Cottbus, 01.12.2008

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung

Satzung über die 
Erhebung von Gebühren 

für die Friedhöfe 
der Stadt Cottbus

(Friedhofsgebühren-
satzung)

Auf der Grundlage der §§ 3, 28 Abs. 2 Nr. 9 des Arti-
kel 1 (Kommunalverfassung des Landes Brandenburg) 
des Gesetzes zur Reform der Kommunalverfassung und
der Einführung der Direktwahl der Landräte sowie zur
Änderung sonstiger kommunalrechtlicher Vorschriften
vom 18.12.2007 (GVBl Bbg Teil I S. 286 ff) in der jeweils 
geltenden Fassung, der §§ 4, 5 und 6 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Brandenburg in der Fassung
der Bekanntmachung vom 31.03.2004 (GVBl. I S. 174) in 
der jeweils geltenden Fassung, und der Friedhofssatzung
der Stadt Cottbus vom 01.12.2008, hat die Stadtverord-
netenversammlung der Stadt Cottbus in ihrer Tagung am
17.12.2008 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Gegenstand der Gebühren

(1)  Für die Benutzung der städtischen Friedhöfe und ihrer
Einrichtungen sowie für die Inanspruchnahme der im
Zusammenhang stehenden Leistungen des städtischen
Friedhofs- und Bestattungswesens werden Gebühren
gemäß nachstehenden Bestimmungen erhoben. Die
Stadt Cottbus erhebt Benutzungsgebühren und Ver-
waltungsgebühren.

FORTSETZUNG AUF SEITE 8
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(2)  Die Höhe der Gebühren richtet sich nach dem nachste-

henden Gebührentarif, der Bestandteil dieser Satzung 
ist. 

§ 2 Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühren ist,
a) wer gesetzlich verpfl ichtet ist, die Bestattung zu ver-

anlassen,
b) wer einen Antrag auf Benutzung einer Bestattungs-

einrichtung gestellt hat,
c) wer den Auftrag zu einer Leistung erteilt hat,
d) wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erwirbt.

(2)  Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühren ist, wer 
die Amtshandlung veranlasst hat oder in wessen In-
teresse die Amtshandlung vorgenommen wird.

(3)  Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuld-
ner.

§ 3 Entstehung und Fälligkeit der Gebührenschuld

(1)  Die Gebührenschuld entsteht bei Benutzungsgebühren 
mit der Inanspruchnahme der gebührenpfl ichtigen 
Leistung, bei den Gebühren für das Nutzungsrecht an 
Grabstätten mit der Verleihung des Nutzungsrechts. 
Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld 
mit der Beendigung der Amtshandlung oder sonstigen 
Tätigkeit.

(2)  Die Gebühren werden 4 Wochen nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheides fällig.

§ 4 Gebührenmaßstab

Für die Nutzung an Grabstätten gelten die Nettograbfl ä-
chen, der ermittelte Aufwand sowie die Ruhe/Nutzungs-
zeiten als Gebührenmaßstab. Die Gebühr für die Nutzung 
der Feierhallen bemisst sich nach der Grundfl äche der Hal-
len. Die Ermittlung der Verwaltungsgebühren erfolgt auf 
der Basis von Arbeitszeitanteilen.

§ 5 Inkrafttreten

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Friedhöfe der Stadt Cottbus (Friedhofsgebührensatzung) 
tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

Im Einzelnen gelten für die Friedhöfe der Stadt Cott-
bus folgende Gebührentarife:

A  Gebühren für das Nutzungsrecht an Grabstätten
(Erwerb, Umfeldpfl ege, Wasserkosten, Unratentsorgung, 
Abräumen nach Ablauf der Ruhefrist/Nutzungszeit)

Gebühren
A.1. Erdreihengrabstätten
A.1.1.  Erdreihengrabstätten für Verstorbene 

bis zum vollendeten 5. Lebensjahr  316,49 €
A.1.2.  Erdreihengrabstätten für Verstorbene 

ab dem vollendeten 5. Lebensjahr  900,98 €
A.1.3.  Erdreihengrab mit 

Wahlgrabcharakter 1.126,23 €
A.1.3.1.  Nutzungsgebühr nach Ablauf des 

Nutzungsrechts  für die Dauer 
von 5 Jahren  225,25 €

A.1.4. Erdgemeinschaftsgrabstätten  1.650,98 €
A.2. Urnenreihengrabstätten
A.2.1. Urnenreihengrabstätten  189,31 €
A.2.2. Urnengemeinschaftsgrabstätte 

namentlich  219,66 €
A.2.3. Urnengemeinschaftsgrabstätte 

o. Namen 202,75 €

A.3. Mehrstellige Grabstätten
A.3.1. Erdwahlgrabstätten 
A.3.1.1. Erdwahlgrabstätten für 1 Bestattung 1.050,20 €

A.3.1.2. Erdwahlgrabstätten für 
 2 Bestattungen  2.100,39 €
A.3.1.3. für jede weitere Grabstätte  1.050,20 €
A.3.1.4.  Verlängerung des Nutzungsrechts 
 pro Jahr nach A.3.1.1  42,00 €
A.3.1.5. Verlängerung des Nutzungsrechts 
 pro Jahr nach A.3.1.2  84,00 €
A.3.1.6. Verlängerung des Nutzungsrechts 
 pro Jahr nach A.3.1.3  42,00 €
A.3.2. 2-stellige Urnenwahlgrabstätte  321,19 €
A.3.2.1. Verlängerung des Nutzungsrechts 
 pro Jahr 12,85 €
A.3.3. mehrstellige Urnenwahlgrabstätte 405,76 €
A.3.3.1.  Verlängerung des Nutzungsrechts
 pro Jahr   16,23 €
A.3.4. Urnenfamiliengrabstätte  490,32 €
A.3.4.1. Verlängerung des Nutzungsrechts 
 pro Jahr  19,61 €
A.3.5. Urnengrabstätten im Friedhain  2.078,57 €
A.3.5.1. Verlängerung des Nutzungsrechts 
 pro Jahr  83,14 €
A.3.6. Urnenparzellen  913,13 €
A.3.6.1. Verlängerung des Nutzungsrechts 
 pro Jahr  36,53 €

B Gebühren für die Bestattung 
B.1. Erdbestattung in Reihengräbern
B.1.1. Verstorbene bis zum vollendeten 
 5. Lebensjahr einschl. Trägerleistung 273,70 €
B.1.2. Verstorbene ab dem vollendeten 
 5. Lebensjahr einschl. Trägerleistung 
 (4 Träger)  648,17 €
B.1.3.  Verstorbene ab dem vollendeten 
 5. Lebensjahr einschl. Trägerleistung 
 (6 Träger)  792,51 €
B.2. Erdbestattung in Erdwahlgrabstätten
B.2.1. Verstorbene bis zum vollendeten 
 5. Lebensjahr einschl. Trägerleistung 392,17 €
B.2.2. Verstorbene ab dem vollendeten 
 5. Lebensjahr einschl. Trägerleistung 
 (4 Träger)  720,34 €
B.2.3.  Verstorbene ab dem vollendeten 
 5. Lebensjahr einschl. Trägerleistung 
 (6 Träger)  1.019,91 €
B.3. Urnenbeisetzung 
 einschl. Trägerleistung 136,17 €
B.4. Urnenumbettung 
 einschl. Trägerleistung  61,28 €
B.5. Träger zur Trauerfeier 
 (4 Träger, je Träger 70,47 €)  281,87 €
B.6. Urnenausbettung  152,51 €

C  Benutzung sonstiger Friedhofseinrichtungen 
– Bestattungsbezirk I - IX

C.1.  Benutzung Feierhalle 
 Nord- o. Südfriedhof je  252,91 €
C1.1. Benutzung Feierhallen klein  160,66 €
C.2.  Benutzung des Harmoniums und 
 anderer Tontechnik  32,38 €
C.3. Nutzung des Kranzwagens  53,11 €
C.4. Glocke läuten  83,06 €
C.5. Gebühren für die Nutzung des 
 Leichenkellers pro angebrochenen Tag 48,70 €
C.6.  Gebühren für die Nutzung der 
 Kühlzelle pro angebrochenen Tag  39,85 €
C.7. Gebühren für die Nutzung 
 des Schauraumes  147,19 €
D  Verwaltungsgebühren zur Aufstellung eines 

Grabmals/Einfassung sowie Überwachung der 
Standfestigkeit von Grabmalen

D.1. liegendes Grabmal 30,47 €
D.2. stehendes Grabmal Reihengrabstätten 67,04 €
D.3. stehendes Grabmal Wahlgrabstätten 76,18 €
D.4.  Einfassungen je angefangener lfd. m 6,35 €

E Zulassung zur gewerblichen Tätigkeit
E.1.  Zulassungsgebühren nach § 7 

 der Friedhofssatzung der Stadt Cottbus 58,95 €
E.1.1. Verlängerung der Zulassung um 
 weitere 3 Jahre   43,44 €
E.2. Einmalige Zulassung für gewerbliche 
 Tätigkeiten  46,54 €

F Verwaltungsgebühren/Urkunden/Anträge
F.1 Beisetzungsgenehmigung  11,74 €
F.2 Neupacht einer Parzelle  29,36 €
F.3 Nachpachtung einer Parzelle  19,08 €
F.4 Neuerwerb eines Erdreihengrabes/
 Urnenreihengrab  17,62 €
F.5 Neupachtung einer Urnenwahl-/
 Urnenfamiliengrabstätte   26,42 €
F.6 Nachpachtung einer Urnenwahl-/
 Urnenfamiliengrabstätte  14,68 €
F.7 Umbettung nach außerhalb  29,99 €
F.8 Umbettung innerhalb der Stadt Cottbus 14,68 €
F.9 Sonstige genehmigungspfl ichtige 
 Ausnahmen (Antrag auf Ausbettung 
 vor Ablauf der Ruhefristen Erd- 
 und Urnenbestattungen)  44,21 €
F.9.1. Sonstige genehmigungspfl ichtige 
 Ausnahmen (musikalische Begleitung 
 an der Grabstätte)  11,74 €

Cottbus, 18.12.2008 

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus 

Amtliche Bekanntmachung

Satzung über die 
Erhebung von Gebühren 

für Leistungen 
des Rettungsdienstes

der Stadt Cottbus
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Cottbus 
hat in ihrer Tagung am 17.12.2008 auf der Grundlage
des Gesetzes über den Rettungsdienst im Land Bran-
denburg (Brandenburgisches Rettungsdienstgesetz
- BbgRettG)  vom 14. Juli 2008 (GVBl. I Nr. 10 vom
17. Juli 2008) sowie auf der Grundlage der §§ 1, 4 und 6
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg
(KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März
2004 (GVBl. I S. 174)  in der jeweils geltenden Fassung
sowie auf der Grundlage der §§ 3, 28 Abs. 2 Nr. 9 des Ar-
tikel 1 (Kommunalverfassung des Landes Brandenburg) 
des Gesetzes zur Reform der Kommunalverfassung und
zur Einführung der Direktwahl der Landräte sowie zur
Änderung sonstiger kommunalrechtlicher Vorschriften
(KommRRefG) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286)
in der jeweils geltenden Fassung folgende Satzung mit Ge-
bührentarif beschlossen:

§ 1 Träger des Rettungsdienstes

(1)  Die Stadt Cottbus unterhält einen Rettungsdienst als
öffentliche Einrichtung im Sinne des Brandenbur-
gischen Rettungsdienstgesetzes. Die Aufgaben der 
bedarfsgerechten und fl ächendeckenden Notfallret-
tung, des Krankentransportes und der Sofortreaktion 
in besonderen Fällen  werden durch die Feuerwehr der
Stadt Cottbus  unter Einbeziehung der Hilfsorganisa-
tionen Deutsches Rotes Kreuz und der Johanniter-Un-
fall-Hilfe wahrgenommen.

(2)  Soweit die Durchführung von Aufgaben des Rettungs-
dienstes gemäß § 10 Abs. 1 Bbg. Rettungsdienst-
gesetz auf private Hilfsorganisationen oder private 
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Dritte übertragen wird, gelten die Benutzungsge-
bühren gemäß § 3 Abs. 1 der Satzung und des an-
liegenden Gebührentarifs auch für die von ihnen er-
brachten Leistungen.

§ 2 Einsatzgrundsätze

Die Entscheidung über den Einsatz von Rettungstrans-
porthubschraubern, Intensivtransporthubschraubern, Not-
arzteinsatzfahrzeug, Rettungswagen oder Krankentrans-
portwagen trifft die Leitstelle Lausitz.

§ 3 Gebührenerhebung

(1)  Für die Inanspruchnahme der Leistungen des Ret-
tungsdienstes der Stadt Cottbus werden die im anlie-
genden Gebührentarif genannten Gebühren erhoben.

(2)  Maßstab der Benutzungsgebühren für die Inanspruch-
nahme von Leistungen des Rettungsdienstes ist die 
Art des eingesetzten Rettungsmittels, die Inanspruch-
nahme des Notarztes, die Zahl der Patienten, die Ein-
satzdauer bei Spezialtransporten und die gefahrenen 
Kilometer. Bei mehreren Patienten werden die Ge-
bühren für die Inanspruchnahme der Rettungsmittel in 
voller Höhe je Patient und die gefahrenen Kilometer 
jeweils anteilig berechnet.

(3)  Für die Inanspruchnahme der Leitstelle Lausitz 
zur Koordinierung der Einsätze von Rettungstrans-
porthubschraubern (RTH) und Intensivtransporthub-
schraubern (ITH) wird die im anliegenden Gebühren-
tarif genannte Gebühr erhoben.

(4)  Die Gebührenpfl icht entsteht mit der Beauftragung 
des Rettungsdienstes.

§ 4 Gebührenschuldner

Gebührenschuldner ist derjenige, der die Leistungen des 
Rettungsdienstes oder der Leitstelle in Anspruch nimmt. 
Bei der Gebührenpfl icht mehrerer Personen haften diese 
als Gesamtschuldner. 

§ 5 Fälligkeit

Die Gebühr ist 14 Tage nach Bekanntgabe des Gebühren-
bescheides fällig.

§ 6 Begleitpersonen

Begleitpersonen können bei medizinisch angezeigter Not-
wendigkeit unentgeltlich mitgenommen werden, soweit 
genügend Plätze vorhanden sind. 

§ 7 Inkrafttreten

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für Leis-
tungen des Rettungsdienstes der Stadt Cottbus tritt am 
01.01.2009 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über 
die Erhebung von Gebühren für Leistungen des Rettungs-
dienstes der Stadt Cottbus vom 20.12.2007 außer Kraft.

Cottbus, 18.12.2008

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Anlage zur Satzung 
über die Erhebung 
von Gebühren für

die Inanspruchnahme 
des Rettungsdienstes

der Stadt Cottbus

- Gebührentarif -

Für Leistungen des Rettungsdienstes der Stadt Cottbus 
werden ab 01.01.2009 folgende Gebühren erhoben.

Die Gebühren gelten für jeweils einen Patienten. 
Bei Versorgung mehrerer Patienten werden die Leistungen 
der nachstehenden Rettungsmittel in voller Höhe und die 
gefahrenen Kilometer jeweils anteilig berechnet.

Tarif-  Bemessungsgrundlage                              Gebühr 
Nr. je Einsatz EUR

1 Notfallrettung - Rettungstransportwagen (RTW)
Inanspruchnahme des Rettungstransportwagens 

 202,80
2 Notfallrettung - Notarzteinsatzfahrzeug (NEF)
 Inanspruchnahme des Notarzteinsatzfahrzeuges 
 123,60
3 Krankentransport - Krankentransportwagen  
 (KTW)
 Inanspruchnahme des Krankentransportwagens 
 177,90
4 Leistung des Notarztes
 Inanspruchnahme des Notarztes  133,00

5 Wegstrecke
Zusätzlich zu den Gebühren nach Tarif – 

 Nr. 1 – 3  0,39
 Je Kilometer zurückgelegter Fahrstrecke

Inanspruchnahme sonstiger 
Leistungen des Rettungsdienstes

6  Spezialtransporte ( Blut, Medikamente, Transplan-
tate, med.- technischen Geräte, sowie bestimmte 
Personen, wie med. Spezialisten, Blut - oder Organ-
spender)

6.1 Je angefangene 30 Minuten Einsatzzeit 13,59
6.2 Zusätzlich zu der Gebühr nach Tarif 6.1
 je Kilometer zurückgelegter Fahrstrecke 0,32

 Leitstellengebühr
7  Koordinierungsleistung der Leitstelle Lausitz für die 

Luftrettung je Einsatz
7.1 Rettungstransporthubschrauber (RTH) 24,49
7.2 Intensivtransporthubschrauber (ITH)  88,38

Amtliche Bekanntmachung

Auf der Grundlage des § 3 Abs. 3 der Kommunalverfas-
sung des Landes Brandenburg i. V. m. § 18 der Haupt-
satzung der Stadt Cottbus gebe ich nachfolgend bekannt:

Dem Ausschluss der in der

Satzung über die Abfallentsorgung (Abfallentsorgungs-
satzung) der Stadt Cottbus

(beschlossen in der 3. Tagung der Stadtverordnetenver-
sammlung in der V. Wahlperiode am 26.11.2008; Be-
schlussnummer II-009-03/08; veröffentlicht im Amtsblatt 
für die Stadt Cottbus Nr. 14 vom 06. Dezember 2008)

in § 5 Abs. 1, Ziffern 1, 2, 6, 7 und 8 der Abfallentsor-
gungssatzung bestimmten Abfälle von der Abfallentsor-
gung durch die Stadt Cottbus bzw. dem Ausschluss der in
§ 5 Abs. 2 der Abfallentsorgungssatzung bestimmten Ab-
fälle von einzelnen Phasen der Entsorgung - hier vom Ein-
sammeln und Befördern durch die Stadt Cottbus -  wurde
gemäß § 15 Abs. 3 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz
durch das Landesumweltamt als zuständige Fachaufsichts-
behörde mit

Bescheid

vom 02. Dezember 2008 unter dem Geschäftszeichen:
T5.13/63311/52/2009

zugestimmt.

Cottbus, 09.12.2008

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Bekanntmachung des Ministeriums für Ländliche 
Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz des 

Landes Brandenburg vom 12. Dezember 2008

Anhörung der Öffentlich-
keit zu den Entwürfen der 

Bewirtschaftungspläne
für die Flussgebiets-

einheiten Oder und Elbe 
gemäß § 26 Abs. 4 und 5 
des Brandenburgischen 

Wassergesetzes (BbgWG)

Die „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im
Bereich der Wasserpolitik“  (Wasserrahmenrichtlinie der
Europäischen Union (EU)) stellt Umweltziele für die
Oberfl ächengewässer und das Grundwasser in allen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union auf. Zur rechtlichen
Umsetzung dieser Richtlinie in Deutschland dienen das
Wasserhaushaltsgesetz des Bundes (WHG) sowie die Was-
sergesetze der Länder, im Land Brandenburg das Branden-
burgische Wassergesetz (BbgWG).

Um die Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie zu errei-
chen, sind bis zum 22. Dezember 2009 Maßnahmenpro-
gramme und Bewirtschaftungspläne für die in  § 1b des
WHG genannten Flussgebietseinheiten aufzustellen. Bran-
denburg gehört zu den beiden internationalen Flussge-
bietseinheiten Elbe und Oder. 

Nach § 26 Absatz 4 BbgWG sind spätestens ein Jahr vor 
Beginn des Zeitraums, auf den sich der Plan bezieht, Ent-
würfe des Bewirtschaftungsplans zu veröffentlichen, zu
denen die Öffentlichkeit Stellung nehmen kann. 

Die Entwürfe der Bewirtschaftungspläne für die Fluss-
gebietseinheiten Elbe und Oder werden ab 22. Dezember
2008 an folgenden Stellen veröffentlicht bzw. öffentlich 
ausgelegt:

–  Im Internet unter der Adresse 
 www.mluv.brandenburg.de/info/wrrl

FORTSETZUNG AUF SEITE 10
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– im Landesumweltamt Brandenburg

Groß Glienicke
Seeburger Chaussee 2
14476 Potsdam 
Haus 4, Zimmer 027 
Tel.: 033201 / 442-289
werktags 9 - 15 Uhr oder nach telefonischer Absprache

–  im Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Verbraucherschutz 
Lindenstraße 34a  
14467 Potsdam 
Zimmer 143 B 
Tel.: 0331 / 866 7212
werktags 9 bis 15 Uhr oder nach telefonischer Ab-
sprache. 

–  in den jeweils zu den Flussgebietseinheiten gehörenden 
unteren Wasserbehörden der Landkreise und der kreis-
freien Städte zu den dort üblichen Sprechzeiten. 

Zum Bereich der Flussgebietseinheit Elbe gehören im 
Land Brandenburg alle Landkreise und kreisfreien Städ-
te (vollständig oder teilweise), zum Bereich der Flussge-
bietseinheit Oder gehören Teile der Landkreise Barnim, 
Märkisch-Oderland, Oder-Spree, Spree-Neiße, Uckermark 
sowie der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder).

Auf Antrag wird nach den Vorschriften über den Zugang 
der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen auch der Zu-
gang zu Hintergrunddokumenten und –informationen 
gewährt, die bei der Erstellung der Bewirtschaftungspla-
nentwürfe herangezogen wurden. Der Antrag ist beim 
Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und 
Verbraucherschutz, Referat 62, Lindenstraße 34a, 14467 
Potsdam, zu stellen.

Zu den Entwürfen der Bewirtschaftungspläne können Ver-
bände, Vereine, Körperschaften, Firmen, sonstige Einrich-
tungen und jede/jeder Interessierte bis zum 22. Juni 2009 
schriftlich Stellung nehmen.

Stellungnahmen können schriftlich gerichtet werden an 
das

Landesumweltamt Brandenburg
Referat Ö4
Groß Glienicke
Seeburger Chaussee 2
14476 Potsdam 

sowie an das
Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Verbraucherschutz
Referat 62 
Lindenstraße 34a  
14467 Potsdam 

oder per E-Mail an die Adresse 
bewirtschaftungsplan@mluv.brandenburg.de.

An denselben Stellen werden für 4 Monate im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung an der Strategischen Umwelt-
prüfung auch die Maßnahmenprogramme für die Flussge-
bietseinheiten Elbe und Oder und die dazugehörigen Um-
weltberichte ausgelegt. Nähere Informationen sind einer 
Bekanntmachung des Landesumweltamtes Brandenburg 
vom 12. Dezember 2008 zu entnehmen.

Stellungnahmen zu länderübergreifenden oder inter-
nationalen Fragen im Einzugsgebiet der Elbe können 
auch gegenüber der Flussgebietsgemeinschaft Elbe 
(Otto-von-Guericke-Straße 5, 39104 Magdeburg; E-Mail: 
info@fgg-elbe.de) beziehungsweise gegenüber der 
Internationalen Kommission zum Schutz der Elbe 
(Fürstenwallstraße 20, 39104 Magdeburg; E-Mail: 
sekretariat@ikse-mkol.org) abgegeben werden.

Stellungnahmen zu länderübergreifenden oder interna-
tionalen Fragen im Einzugsgebiet der Oder können auch 
gegenüber den jeweils zuständigen Stellen der beiden 
anderen Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen beziehungsweise gegenüber der Internationalen 
Kommission zum Schutz der Oder (ul. M.-Curie-Sklo-
dowskiej 1, 50-381 Wroclaw, Republik Polen; E-Mail: 
sekretariat@mkoo.pl) abgegeben werden.

Bekanntmachung des Landesumweltamtes 
Brandenburg vom 12. Dezember 2008

Beteiligung der Öffentlich-
keit bei der Strategischen 

Umweltprüfung zu den 
Entwürfen der Maßnah-
menprogramme für die 
Flussgebietseinheiten 
Oder und Elbe gemäß 

§ 26 Abs. 7 des Branden-
burgischen Wasser-

gesetzes (BbgWG) bzw. 
§ 4, Abs. 2 des Branden-

burgischen Gesetzes über 
die Umweltverträglich-

keitsprüfung (BbgUVPG)

Die „Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines 
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im 
Bereich der Wasserpolitik“  (Wasserrahmenrichtlinie der 
Europäischen Union (EU)) stellt Umweltziele für die 
Oberfl ächengewässer und das Grundwasser in allen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union auf. Zur rechtlichen 
Umsetzung dieser Richtlinie in Deutschland dienen das 
Wasserhaushaltsgesetz des Bundes (WHG) sowie die Was-
sergesetze der Länder, im Land Brandenburg das Branden-
burgische Wassergesetz (BbgWG).

Um die Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie zu errei-
chen, sind bis zum 22. Dezember 2009 Maßnahmenpro-
gramme und Bewirtschaftungspläne für die in  § 1b des 
WHG genannten Flussgebietseinheiten aufzustellen. Bran-
denburg gehört zu den beiden internationalen Flussge-
bietseinheiten Elbe und Oder. 

Nach § 4 Absatz 1 BbgUVPG unterliegen die Maßnah-
menprogramme der Pfl icht zur Strategischen Umweltprü-
fung, bei der ein Umweltbericht zu erstellen ist. Nach § 26 
Abs. 7 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) 
in Verbindung mit § 14 i des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) ist die Öffentlichkeit bei 
der Strategischen Umweltprüfung zu beteiligen. Hierfür 
werden die Entwürfe der Maßnahmenprogramme für die 
Flussgebietseinheiten Elbe und Oder und die beiden da-
zugehörigen Umweltberichte öffentlich ausgelegt, so dass 
sich die betroffene Öffentlichkeit dazu äußern kann.
Die Entwürfe der Maßnahmenprogramme für die beiden 
Flussgebietseinheiten und die dazugehörigen Umweltbe-
richte werden ab 22. Dezember 2008 an folgenden Stellen
veröffentlicht bzw. öffentlich ausgelegt:

–  im Internet unter der Adresse 
http://www.mluv.brandenburg.de/info/wrrl

– im Landesumweltamt Brandenburg
 Groß Glienicke
 Seeburger Chaussee 2
 14476 Potsdam 
 Haus 4, Zimmer 027 
 Tel.: 033201 / 442-289

werktags 9 bis 15 Uhr oder 
nach telefonischer Absprache

–  im Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Verbraucherschutz 

 Lindenstraße 34a  
 14467 Potsdam 
 Zimmer 143 B 
 Tel.: 0331 / 866 7212

werktags 9 bis 15 Uhr oder 
nach telefonischer Absprache. 

–  in den unteren Wasserbehörden der Landkreise und der
kreisfreien Städte zu den dort üblichen Sprechzeiten. 

Zum Bereich der Flussgebietseinheit Elbe gehören im
Land Brandenburg alle Landkreise und kreisfreien Städ-
te (vollständig oder teilweise), zum Bereich der Flussge-
bietseinheit Oder gehören Teile der Landkreise Barnim, 
Märkisch-Oderland, Oder-Spree, Spree-Neiße, Uckermark
sowie der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder).

Zu den Entwürfen der Maßnahmenprogramme für die
Flussgebietseinheiten Elbe und Oder und zu den beiden
Umweltberichten kann sich die betroffene Öffentlichkeit
bis zum 22. April 2009 äußern.

Stellungnahmen können schriftlich oder zur Niederschrift
abgegeben werden bei

 dem Landesumweltamt Brandenburg
 Referat Ö4
 Groß Glienicke
 Seeburger Chaussee 2
 14476 Potsdam 

dem Ministerium für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Verbraucherschutz

 Referat 62 
 Lindenstraße 34a  
 14467 Potsdam

den unteren Wasserbehörden der Landkreise und
kreisfreien Städte

oder per E-Mail an die Adresse SUPMassnahmenpro-
gramm@lua.brandenburg.de.

Amtliche Bekanntmachung

über die öffentliche Auslegung des Antrages der GeWAP
Gesellschaft für Wasserver- und Abwasserentsorgung 
Peitz mbH zur Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung für die Trinkwasserleitung DN
150 Az mit Zubehör verlaufend zwischen Neuendorf
und Bärenbrück im Bereich nördlich sowie südlich der
Landesstraße L473 in der Gemarkung Dissenchen.

Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungsge-
setzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl.I S. 2182), zu-
letzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 02.11.2000 
(BGBl.I S.1481, 1483) i. V. m. § 6 der Verordnung zur
Durchführung des Grundbuchbereinigungsgesetzes und
anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts - 
Sachenrechts-Durchführungsverordnung (SachenR-DV)
vom 20.12.1994 (BGBl. I S. 3900) - hat die GeWAP Ge-
sellschaft für Wasserver- und Abwasserentsorgung Peitz 
mbH, Kraftwerkstraße 28A, 03185 Peitz mit Datum vom 
20.05.2008 bei der Unteren Wasserbehörde der Stadt Cott-
bus für die Trinkwasserleitung DN 150 Az mit Zubehör
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verlaufend zwischen Neuendorf und Bärenbrück im Be-
reich nördlich sowie südlich der Landesstraße L473 in der 
Gemarkung Dissenchen die Erteilung einer Leitungs- und 
Anlagenrechtsbescheinigung beantragt.

Die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung beschei-
nigt eine durch Gesetz bestehende beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit für die genannten Grundstücke zugunsten 
des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, die belasteten 
Grundstücke für den Betrieb, die Instandsetzung und Er-
neuerung der Anlage zu betreten und zu nutzen, Wasser 
in einer Leitung über die Grundstücke zu führen und von 
dem Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten zu 
verlangen, dass er auf den Schutzstreifen keine Gebäude 
errichtet bzw. errichten lässt oder sonstige Einwirkungen 
vornimmt, die den ordnungsgemäßen Bestand oder Be-
trieb der Leitung beeinträchtigen oder gefährden.
Die Trassenführung erstreckt sich auf nachfolgend ge-
nannte Grundstücke:

•  Gemarkung Dissenchen; Flur 14; 
Flurstücke 24, 34, 38, 41, 52 (ehem. 30)

•  Gemarkung Dissenchen; Flur 15; Flurstücke 11, 17
•  Gemarkung Dissenchen; Flur 16; 

Flurstücke 104, 134
•  Gemarkung Dissenchen; Flur 17; 

Flurstücke 20, 34, 38, 45

Gemäß § 7 der Sachenrechts-Durchführungsverordnung 
werden die Antragsunterlagen vier Wochen von dem Tag
der Bekanntmachung im „Amtsblatt für die Stadt Cott-
bus“

im Zeitraum vom 12.01.2009 bis 06.02.2009
bei der

Stadtverwaltung Cottbus, Fachbereich Umwelt und 
Natur, Untere Wasserbehörde, Neumarkt 5,

03046 Cottbus, Zimmer 415

unter dem Aktenzeichen LARB-GEWAP-001-TWDis14-
17 während der Dienstzeiten zur Einsicht öffentlich aus-
gelegt.

Widersprüche können von den Grundstückseigentümern 
bzw. Erbbauberechtigten während des Auslegungszeit-
raumes nur bei der Unteren Wasserbehörde der kreisfreien 
Stadt Cottbus erhoben werden. Bei fristgerechtem Wider-
spruch wird die Bescheinigung mit einem entsprechenden 
Vermerk erteilt.

Cottbus, den 06.12.2008

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung

über die öffentliche Auslegung des Antrages der LWG 
Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG zur Erteilung ei-
ner Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
Regenwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlau-
fend östlich des Objektes Erfurter Straße 23, die Re-
genwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör und die 
Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend nördlich des Objektes Erfurter Straße 25, die 
Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör und die 
Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend nördlich des Objektes Erfurter Straße 29, die 
Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör und die 
Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend östlich des Objektes Erfurter Straße 22, die Re-
genwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend 
westlich des Objektes Erfurter Straße 08E - 08 und im 

Bereich nördlich des Objektes Erfurter Straße 02, die 
Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend westlich des Objektes Erfurter Straße 08B - 08 
und im Bereich nördlich des Objektes Erfurter Straße 
02, die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör 
verlaufend nördlich des Objektes Erfurter Straße 20,
die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör 
verlaufend nördlich des Objektes Erfurter Straße 17,
die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend nördlich des Objektes Erfurter Straße 14, die 
Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör und die 
Schmutzwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör ver-
laufend nördlich des Objektes Erfurter Straße 10, die 
Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend südlich der Objekte Erfurter Straße 20 - 14, die 
Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör verlau-
fend im Bereich südlich des Objektes Ströbitzer Weg
03, die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zube-
hör verlaufend östlich des Objektes Potsdamer Straße 
11 - 15, die Regenwasserleitungen DN 200 PVC mit 
Zubehör verlaufend östlich des Objektes Potsdamer 
Straße 11 - 14, die Regenwasserleitung DN 200 PVC - 
übergehend in DN 300 PVC - mit Zubehör verlaufend 
nördlich der Objekte Potsdamer Straße 01 - 09 sowie 
im Bereich östlich des Objektes Potsdamer Straße 16 
und nördlich der Objekte Potsdamer Straße 16 - 22,
die Schmutzwasserleitungen DN 200 PVC mit Zubehör 
verlaufend nördlich der Objekte Potsdamer Straße 01 
- 09 und im Bereich östlich des Objektes Potsdamer 
Straße 16, die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit 
Zubehör verlaufend nördlich der Objekte Potsdamer 
Straße 20 - 16, die Mischwasserleitung DN 800/900 B 
Eiprofi l - übergehend in DN 800/1200 B Eiprofi l - mit 
Zubehör verlaufend nördlich der Potsdamer Straße im 
Bereich südlich des Objektes Schweriner Straße 22 und 
nördlich der Objekte Potsdamer Straße 15, Ströbitzer 
Weg 03 sowie südlich der Objekte Erfurter Straße 09 
- 11 und 14, die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC 
mit Zubehör verlaufend östlich des Objektes Schweri-
ner Straße 18 - 21, die Schmutzwasserleitung DN 200 
PVC mit Zubehör verlaufend im Bereich östlich des 
Objektes Schweriner Straße 21, die Regenwasserlei-
tung DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend im Bereich 
östlich des Objektes Schweriner Straße 21 - 17, die Re-
genwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör und die 
Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend östlich des Objektes Schweriner Straße 15 - 12,
die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend nördlich des Objektes Schweriner Straße 12,
die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör und 
die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör 
verlaufend nördlich des Objektes Geraer Straße 04 - 07,
die Regenwasserleitung DN 200 PVC - übergehend in 
DN 300 PVC - mit Zubehör und die Schmutzwasserlei-
tung DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend im Bereich 
westlich der Objekte Schweriner Straße 22 und Geraer 
Straße 07, die Regenwasserleitungen DN 200 PVC mit 
Zubehör verlaufend im Bereich südlich des Objektes 
Schweriner Straße 22, die Regenwasserleitung DN 300 
PVC mit Zubehör und die Schmutzwasserleitung DN 
200 PVC mit Zubehör verlaufend westlich des Ob-
jektes Schweriner Straße 22, die Regenwasserleitungen 
DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend im Bereich öst-
lich und nördlich des Objektes Schweriner Straße 03,
die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör 
verlaufend im Bereich nördlich des Objektes Schweri-
ner Straße 03, die Regenwasserleitungen DN 200 PVC 
mit Zubehör verlaufend im Bereich östlich, nördlich 
und westlich des Objektes Schweriner Straße 01, die 
Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend nördlich und westlich des Objektes Schweriner 
Straße 01, die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit 
Zubehör und die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC 
mit Zubehör verlaufend westlich des Objektes Erfur-
ter Straße 01, die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit 
Zubehör verlaufend nördlich des Objektes Schweriner 
Straße 02 in der Gemarkung Brunschwig.

Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungs-
gesetzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. I S. 2182), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
02.11.2000 (BGBl. I S. 1481, 1483) i. V. m. § 6 der Ver-
ordnung zur Durchführung des Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des
Sachenrechts - Sachenrechts-Durchführungsverordnung
(SachenR-DV) vom 20.12.1994 (BGBl. I S. 3900) - hat die
LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG, Berliner Straße
19 - 21, 03046 Cottbus mit Datum vom 18.06.2007 bei der
Unteren Wasserbehörde der Stadt Cottbus für die Regen-
wasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend östlich
des Objektes Erfurter Straße 23, die Regenwasserleitung
DN 200 PVC mit Zubehör und die Schmutzwasserlei-
tung DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend nördlich des
Objektes Erfurter Straße 25, die Regenwasserleitung DN
200 PVC mit Zubehör und die Schmutzwasserleitung DN 
200 PVC mit Zubehör verlaufend nördlich des Objektes 
Erfurter Straße 29, die Regenwasserleitung DN 200 PVC
mit Zubehör und die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC
mit Zubehör verlaufend östlich des Objektes Erfurter Stra-
ße 22, die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör 
verlaufend westlich des Objektes Erfurter Straße 08E - 08
und im Bereich nördlich des Objektes Erfurter Straße 02,
die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend westlich des Objektes Erfurter Straße 08B - 08 und 
im Bereich nördlich des Objektes Erfurter Straße 02, die
Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend 
nördlich des Objektes Erfurter Straße 20, die Regenwas-
serleitung DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend nördlich
des Objektes Erfurter Straße 17, die Regenwasserleitung
DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend nördlich des Ob-
jektes Erfurter Straße 14, die Regenwasserleitung DN 200
PVC mit Zubehör und die Schmutzwasserleitung DN 200
Stz mit Zubehör verlaufend nördlich des Objektes Erfur-
ter Straße 10, die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit
Zubehör verlaufend südlich der Objekte Erfurter Straße 20
- 14, die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör
verlaufend im Bereich südlich des Objektes Ströbitzer Weg 
03, die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör 
verlaufend östlich des Objektes Potsdamer Straße 11 - 15,
die Regenwasserleitungen DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend östlich des Objektes Potsdamer Straße 11 - 14, die
Regenwasserleitung DN 200 PVC - übergehend in DN 
300 PVC - mit Zubehör verlaufend nördlich der Objekte
Potsdamer Straße 01 - 09 sowie im Bereich östlich des
Objektes Potsdamer Straße 16 und nördlich der Objekte 
Potsdamer Straße 16 - 22, die Schmutzwasserleitungen
DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend nördlich der Ob-
jekte Potsdamer Straße 01 - 09 und im Bereich östlich des
Objektes Potsdamer Straße 16, die Schmutzwasserleitung
DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend nördlich der Objekte
Potsdamer Straße 20 - 16, die Mischwasserleitung DN 
800/900 B Eiprofi l - übergehend in DN 800/1200 B Eipro-
fi l - mit Zubehör verlaufend nördlich der Potsdamer Straße
im Bereich südlich des Objektes Schweriner Straße 22 und
nördlich der Objekte Potsdamer Straße 15, Ströbitzer Weg 
03 sowie südlich der Objekte Erfurter Straße 09 - 11 und
14, die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör 
verlaufend östlich des Objektes Schweriner Straße 18 - 21,
die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend im Bereich östlich des Objektes Schweriner Stra-
ße 21, die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör 
verlaufend im Bereich östlich des Objektes Schweriner
Straße 21 - 17, die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit 
Zubehör und die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit 
Zubehör verlaufend östlich des Objektes Schweriner Stra-
ße 15 - 12, die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zu-
behör verlaufend nördlich des Objektes Schweriner Straße
12, die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör
und die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör
verlaufend nördlich des Objektes Geraer Straße 04 - 07,
die Regenwasserleitung DN 200 PVC - übergehend in DN
300 PVC - mit Zubehör und die Schmutzwasserleitung DN 
200 PVC mit Zubehör verlaufend im Bereich westlich der
Objekte Schweriner Straße 22 und Geraer Straße 07, die
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Regenwasserleitungen DN 200 PVC mit Zubehör verlau-
fend im Bereich südlich des Objektes Schweriner Straße 
22, die Regenwasserleitung DN 300 PVC mit Zubehör 
und die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zu-
behör verlaufend westlich des Objektes Schweriner 
Straße 22, die Regenwasserleitungen DN 200 PVC mit Zu-
behör verlaufend im Bereich östlich und nördlich des Ob-
jektes Schweriner Straße 03, die Schmutzwasserleitung DN 
200 PVC mit Zubehör verlaufend im Bereich nördlich des 
Objektes Schweriner Straße 03, die Regenwasserleitungen 
DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend im Bereich östlich, 
nördlich und westlich des Objektes Schweriner Straße 01,
die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör 
verlaufend nördlich und westlich des Objektes Schweri-
ner Straße 01, die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit 
Zubehör und die Schmutzwasserleitung DN 200 PVC mit 
Zubehör verlaufend westlich des Objektes Erfurter Straße 
01, die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend nördlich des Objektes Schweriner Straße 02 in der 
Gemarkung Brunschwig die Erteilung einer Leitungs- und 
Anlagenrechtsbescheinigung beantragt.

Die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung beschei-
nigt eine durch Gesetz bestehende beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit für die genannten Grundstücke zugunsten 
des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, die belasteten 
Grundstücke für den Betrieb, die Instandsetzung und Er-
neuerung der Anlage zu betreten und zu nutzen, Wasser 
in einer Leitung über die Grundstücke zu führen und von 
dem Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten zu 
verlangen, dass er auf den Schutzstreifen keine Gebäude 
errichtet bzw. errichten lässt oder sonstige Einwirkungen 
vornimmt, die den ordnungsgemäßen Bestand oder Be-
trieb der Leitung beeinträchtigen oder gefährden.
Die Trassenführung erstreckt sich auf nachfolgend ge-
nannte Grundstücke:
•  Gemarkung Brunschwig; Flur 42;

Flurstücke 45/4, 52/3, 109
• Gemarkung Brunschwig; Flur 43; Flurstücke 63, 65
•  Gemarkung Brunschwig; Flur 44; Flurstücke 66, 68, 

69, 72, 74, 75, 78, 79, 81, 82, 117, 121, 125, 129, 130, 
131, 133, 134

Gemäß § 7 der Sachenrechts-Durchführungsverordnung 
werden die Antragsunterlagen vier Wochen von dem Tag
der Bekanntmachung im „Amtsblatt für die Stadt Cott-
bus“

im Zeitraum vom 12.01.2009 bis 06.02.2009
bei der

Stadtverwaltung Cottbus, Fachbereich Umwelt und 
Natur, Untere Wasserbehörde, Neumarkt 5,

03046 Cottbus, Zimmer 461

unter dem Aktenzeichen LARB-LWG-ARB139-
SWRWBrunsch424344 während der Dienstzeiten zur Ein-
sicht öffentlich ausgelegt.

Widersprüche können von den Grundstückseigentümern 
bzw. Erbbauberechtigten während des Auslegungszeit-
raumes nur bei der Unteren Wasserbehörde der kreisfreien 
Stadt Cottbus erhoben werden. Bei fristgerechtem Wider-
spruch wird die Bescheinigung mit einem entsprechenden 
Vermerk erteilt.

Cottbus, den 06.12.2008

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Amtliche Bekanntmachung

über die öffentliche Auslegung des Antrages der LWG 
Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG zur Erteilung ei-
ner Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für 
die Regenwasserleitungen DN 150 Stz, DN 200 PVC 

mit Zubehör verlaufend im Bereich nordwestlich des 
Objektes Papitzer Straße 01 / Universitätsstraße 22, 
die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör ver-
laufend im Bereich südöstlich des Objektes Papitzer 
Straße 01 / Universitätsstraße 22, die Regenwasserlei-
tung DN 200 PVC - übergehend in DN 200 Stz und DN 
300 Stz - mit Zubehör verlaufend im Bereich südlich 
und östlich des Objektes Universitätsstraße 21 sowie 
südlich des Objektes Erich-Weinert-Straße 08, die Re-
genwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend 
im Bereich westlich des Objektes Universitätsstraße 
21, die Schmutzwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör 
verlaufend östlich des Objektes Universitätsstraße 21, 
die Schmutzwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör 
verlaufend nördlich und östlich des Objektes Univer-
sitätsstraße 20 sowie südlich und östlich des Objektes 
Erich-Weinert-Straße 08, die Regenwasserleitung DN 
200 Stz mit Zubehör verlaufend im Bereich westlich 
des Objektes Erich-Weinert-Straße 08, die Schmutz-
wasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend im 
Bereich des Objektes Erich-Weinert-Straße 08, die 
Schmutzwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör ver-
laufend im nordwestlichen und nördlichen Bereich des 
Objektes Erich-Weinert-Straße 08, die Regenwasserlei-
tung DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend westlich der 
Sporthalle des Objektes Erich-Weinert-Straße 08, die 
Regenwasserleitungen DN 200 Stz mit Zubehör und die 
Schmutzwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör ver-
laufend im Bereich östlich der Sporthalle des Objektes 
Erich-Weinert-Straße 08 und die Regenwasserleitung 
DN 1000 B verlaufend westlich der Erich-Weinert-
Straße im Bereich östlich des Objektes Erich-Weinert-
Straße 08 in der Gemarkung Brunschwig.

Auf der Grundlage des § 9 des Grundbuchbereinigungs-
gesetzes (GBBerG) vom 20.12.1993 (BGBl. I S. 2182), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
02.11.2000 (BGBl. I S. 1481, 1483) i. V. m. § 6 der Ver-
ordnung zur Durchführung des Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des 
Sachenrechts - Sachenrechts-Durchführungsverordnung 
(SachenR-DV) vom 20.12.1994 (BGBl. I S. 3900) - hat die 
LWG Lausitzer Wasser GmbH & Co. KG, Berliner Straße 
19 - 21, 03046 Cottbus mit Datum vom 01.02.2008 bei der 
Unteren Wasserbehörde der Stadt Cottbus für die Regen-
wasserleitungen DN 150 Stz, DN 200 PVC mit Zubehör 
verlaufend im Bereich nordwestlich des Objektes Papitzer 
Straße 01 / Universitätsstraße 22, die Regenwasserleitung 
DN 200 PVC mit Zubehör verlaufend im Bereich südöst-
lich des Objektes Papitzer Straße 01 / Universitätsstraße 
22, die Regenwasserleitung DN 200 PVC - übergehend in 
DN 200 Stz und DN 300 Stz - mit Zubehör verlaufend im 
Bereich südlich und östlich des Objektes Universitätsstra-
ße 21 sowie südlich des Objektes Erich-Weinert-Straße 08, 
die Regenwasserleitung DN 200 PVC mit Zubehör verlau-
fend im Bereich westlich des Objektes Universitätsstraße 
21, die Schmutzwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör 
verlaufend östlich des Objektes Universitätsstraße 21, die 
Schmutzwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlau-
fend nördlich und östlich des Objektes Universitätsstraße 
20 sowie südlich und östlich des Objektes Erich-Weinert-
Straße 08, die Regenwasserleitung DN 200 Stz mit Zube-
hör verlaufend im Bereich westlich des Objektes Erich-
Weinert-Straße 08, die Schmutzwasserleitung DN 200 Stz 
mit Zubehör verlaufend im Bereich des Objektes Erich-
Weinert-Straße 08, die Schmutzwasserleitung DN 200 
Stz mit Zubehör verlaufend im nordwestlichen und nörd-
lichen Bereich des Objektes Erich-Weinert-Straße 08, die 
Regenwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör verlaufend 
westlich der Sporthalle des Objektes Erich-Weinert-Stra-
ße 08, die Regenwasserleitungen DN 200 Stz mit Zubehör 
und die Schmutzwasserleitung DN 200 Stz mit Zubehör 
verlaufend im Bereich östlich der Sporthalle des Objektes 
Erich-Weinert-Straße 08 und die Regenwasserleitung DN 
1000 B verlaufend westlich der Erich-Weinert-Straße im 
Bereich östlich des Objektes Erich-Weinert-Straße 08 in 
der Gemarkung Brunschwig die Erteilung einer Leitungs- 

und Anlagenrechtsbescheinigung beantragt.
Die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung beschei-
nigt eine durch Gesetz bestehende beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit für die genannten Grundstücke zugunsten 
des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, die belasteten
Grundstücke für den Betrieb, die Instandsetzung und Er-
neuerung der Anlage zu betreten und zu nutzen, Wasser 
in einer Leitung über die Grundstücke zu führen und von
dem Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten zu 
verlangen, dass er auf den Schutzstreifen keine Gebäude
errichtet bzw. errichten lässt oder sonstige Einwirkungen 
vornimmt, die den ordnungsgemäßen Bestand oder Be-
trieb der Leitung beeinträchtigen oder gefährden.
Die Trassenführung erstreckt sich auf nachfolgend ge-
nannte Grundstücke:
•  Gemarkung Brunschwig; Flur 48; 

Flurstücke 8/4 16/4, 50/13, 50/14, 61, 62, 
•  Gemarkung Brunschwig; Flur 49; 

Flurstücke 67, 68, 70, 75
Gemäß § 7 der Sachenrechts-Durchführungsverordnung
werden die Antragsunterlagen vier Wochen von dem Tag
der Bekanntmachung im „Amtsblatt für die Stadt Cott-
bus“

im Zeitraum vom 12.01.2009 bis 06.02.2009
bei der

Stadtverwaltung Cottbus, Fachbereich Umwelt und 
Natur, Untere Wasserbehörde, Neumarkt 5,

03046 Cottbus, Zimmer 415

unter dem Aktenzeichen LARB-LWG-ARB145-SWRW
Brunsch4849 während der Dienstzeiten zur Einsicht 
öffentlich ausgelegt.

Widersprüche können von den Grundstückseigentümern 
bzw. Erbbauberechtigten während des Auslegungszeit-
raumes nur bei der Unteren Wasserbehörde der kreisfreien
Stadt Cottbus erhoben werden. Bei fristgerechtem Wider-
spruch wird die Bescheinigung mit einem entsprechenden
Vermerk erteilt.

Cottbus, den 06.12.2008

gez. Frank Szymanski
Oberbürgermeister der Stadt Cottbus

Allgemeine Anordnung
Auf der Grundlage des § 24 Abs. 2, Ziffer 1 und 2 der
Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV),
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.01.1991
(BGBl. I, S. 169), zuletzt geändert durch Art. 390 der 
Verordnung vom 31.10.2006 (BGBl. I, Nr. 50, S. 2407) 
wird Folgendes angeordnet:

I.  Pyrotechnische Gegenstände der Klasse II dürfen am
31.12.2008 und am 01.01.2009

nicht
in der Nähe von Gebäuden und Anlagen in denen gas-
förmige, fl üssige und feste Brennstoffe gelagert und
vertrieben werden sowie in der Nähe von Tankstellen
abgebrannt werden.

II.  Pyrotechnische Gegenstände der Klasse II mit aus-
schließlicher Knallwirkung dürfen am 31.12.2008 und
am 01.01.2009

nicht
in der Nähe von medizinischen, sozialen und kirch-
lichen Einrichtungen sowie dem Tierpark abgebrannt
werden.

Cottbus, 05.12.2008

gez. Geißler
Fachbereichsleiter Ordnung und Sicherheit




